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Bonn, den 29. November 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zum Protokoll vom 
17. September 1965 zur Änderung des Abkom- 
mens vom 22. Juli 1954 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Das Protokoll zur Änderung des Abkommens vom 22. Juli 1954 
in deutscher und englischer Sprache sowie eine Denkschrift zum 
Revisionsprotokoll liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. November 1965 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. Er 
ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 
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Entwurf eines Gesetzes 
zum Protokoll vom 17. September 1965 
zur Änderung des Abkommens vom 22. Juli 1954 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 17. September 1965 Unterzeich- 
neten Protokoll zur Änderung des Abkommens 
vom 22. Juli 1954 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
(Bundesgesetzbl. 1954 II S. 1117) wird zugestimmt, 
Das Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Soweit sich auf Grund des Artikels 17 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Protokolls bei der Besteuerung der in 
der Zeit vom 1. Januar 1965 bis 26. Oktober 1965 
ausgeschütteten Dividenden insgesamt eine höhere 
Belastung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften 
vor Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird der 
Steuermehrbetrag nicht erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem 
Artikel 17 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Protokoll bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
auf die Gewerbesteuer und damit auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung 
des Bundesrätes ist nach Artikel 105 Abs. 3 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil das Aufkommen 
aus den vom. Protokoll betroffenen Steuern gemäß 
Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil 
den Ländern und Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Artikel 17 Abs. 2 Buchstabe a des Revisionsprotokolls 
sieht vor, daß die Neuregelung des Artikels 4 für 
Dividenden erstmals auf die am oder nach dem 1. Ja- 
nuar 1965 gezahlten Dividenden und auf die am oder 
nach diesem Datum vorgenommenen Investitionen 
Anwendung finden soll. Da entgegen der ursprüng- 
lichen Erwartung beider Verhandlungsdelegationen 
das am 17. Oktober 1964 paraphierte Revisions- 
protokoll auf Grund verschiedener für die amerika- 
nische Seite notwendiger Ergänzungen erst am 
17. September 1965 unterzeichnet wurde, konnte es 
erst durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
Nr. 202 vom 26. Oktober 1965 bekanntgemacht wer- 
den. Demnach ergibt sich vom Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung an, rückschauend, eine rück- 
wirkende Anwendung des neuen Artikels VI, indem 
schon für die ab dem 1. Januar 1965 ausgeschütteten 
Dividenden bei Vorliegen der entsprechenden Vor- 
aussetzungen eine höhere deutsche Kapitalertrag- 
steuer als nach dem bisherigen Abkommen vorge- 
sehen ist. Soweit diese Mehrsteuer nicht durch eine 
damit zusammenhängende Entlastung von der 


amerikanischen Steuer ausgeglichen wird, soll des- 
halb für die vom 1, Januar 1965 bis 26. Oktober 1965 
ausgeschütteten Dividenden eine etwaige deutsche 
Mehrsteuer auf Grund der rückwirkenden Anwen- 
dung des Artikels 4 des Revisionsprotokolls nicht 
erhoben werden. 

Zu Artikel 3 

Das Protokoll soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält deshalb die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Zustimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Pro- 
tokoll nach seinem Artikel 17 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch verschiedene Bestimmungen des Revisions- 
protokolls erwachsen Bund, Ländern und Gemeinden 
gegenüber dem Rechtszustand nach dem zur Zeit in 
Kraft befindlichen Doppelbesteuerungsabkommen 
Mindereinnahmen. Ihnen stehen aus anderen Ande- 
rungsregelungen, namentlich aus der Neuregelung 
der Dividendenbesteuerung, zusätzliche Einnahmen 
gegenüber. Da diese entscheidend davon abhängen, 
ob und inwieweit die amerikanischen Konzerne mit 
deutschen Tochtergesellschaften trotz der Neu- 
regelung der Dividendenbesteuerung ihre bisherigen 
Ausschüttungsquoten beibehalten, läßt sich der 
Saldo zwischen Mehr- und Mindereinnahmen nicht 
im vorhinein abschätzen. Die Aufkommensänderun- 
gen dürften jedenfalls im Rahmen der Gesamt- 
haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden nicht 
ins Gewicht fallen. 
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Protokoll 

zur Änderung des Abkommens vom 22. Juli 1954 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

Protocol 

Modifying the Convention of Juli 22, 1954, 
between the Federal Republic of Germany and the United States of America 
for the Advoidance of Double Taxation with respect to Taxes on Income 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und die 

VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA, 

IN DEM WUNSCHE, das am 22. Juli 1954 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen zu ändern, auf einige andere Steuern auszu- 
dehnen und künftig als „Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und einiger anderer 
Steuern" zu bezeichnen, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Artikel I des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel I 

(1) Die Steuern, auf die sich dieses Abkommen bezieht, 
sind: 

a) auf seiten der Vereinigten Staaten von Amerika: 

die Bundeseinkommensteuern einschließlich der Zu- 
schlagsteuern (surtaxes) 

(im folgenden als „Steuer der Vereinigten Staaten" be- 
zeichnet) ; 

b) auf seiten der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer 

(im folgenden als „Steuer der Bundesrepublik" be- 
zeichnet). 

(2) Das vorliegende Abkommen ist auch auf jede an- 
dere ihrem Wesen nach ähnliche Steuer anzuwenden, 
die nach seiner Unterzeichnung von einem der Vertrag- 
staaten erhoben wird. 

(3) Die in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmun- 
gen über die Besteuerung des Gewinns gelten auch für 
die in der Bundesrepublik erhobene, nicht nach dem Ge- 
werbeertrag oder Gewerbekapital bemessene Gewerbe- 
steuer." 


THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
and 

THE UNITED STATES OF AMERICA, 

DESIRING to modify the Convention between the Fed- 
eral Republic of Germany and the United States of 
America for the Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income, signed on July 22, 1954, 
and to extend it to certain other taxes, the Convention 
bearing the title "Convention between the Federal Re- 
public of Germany and the United States of America 
for the Avoidance of Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and to certain other Taxes" 

HA VE AGREED AS FOLLOWS: 

Article 1 

Article I of the Convention shall be deleted and re- 
placed by the following: 

"Article I 

(1) The taxes referred to in this Convention are: 

(a) In the case of the United States of America: 
the Federal income taxes, including surtaxes 

(hereinafter referred to as "United States tax"); 

(b) In the case of the Federal Republic of Germany: 
the Einkommensteuer (income tax), 

the Körperschaftsteuer (Corporation tax), 
the Gewerbesteuer (trade tax), and 
the Vermögensteuer (capital tax) 

(hereinafter referred to as "Federal Republic tax"). 

(2) The present Convention shall also apply to any 
other tax of a substantially similar character which may 
be imposed by one of the contracting States after the date 
of signature of the present Convention. 

(3) The provisions of the present Convention in respect 
to the taxation of profits shall likewise apply to the 
Federal Republic trade tax (Gewerbesteuer) computed on 
a basis other than profits or capital." 
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Artikel 2 

Artikel II Absatz 1 Buchstabe c des Abkommens wird 

gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„c) (aa) der Begriff „Betriebstätte“ eine feste Geschäfts- 
einrichtung, in der die Tätigkeit eines Unterneh- 
mens eines der Vertragstaaten ganz oder teil- 
weise ausgeübt wird; 

(bb) der Begriff „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

einen Ort der Leitung, 
eine Zweigniederlassung, 
eine Geschäftsstelle, 

ein Ladengesdiäft oder eine andere Verkaufs- 
einrichtung, 

eine Fabrikationsstätte, 
eine Werkstätte, 

ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 
eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer 
zwölf Monate überschreitet. 

(cc) Ungeachtet des Buchstaben c (aa) begründen 
eine oder mehrere der folgenden Tätigkeiten 
keine Betriebstätte: 

das Benutzen von Einrichtungen zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens; 

das Unterhalten von Beständen von Gütern oder 
Waren des Unternehmens zur Lagerung, Ausstel- 
lung oder Auslieferung; 

das Unterhalten von Beständen von Gütern oder 
Waren des Unternehmens zu dem Zweck, sie 
durch ein anderes Unternehmen bearbeiten oder 
verarbeiten zu lassen; 

das Unterhalten einer festen Gesdiäftseinridi- 
tung zu dem Zweck, für das Unternehmen Güter 
oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

das Unterhalten einer festen Geschäftseinrich- 
tung zu dem Zweck, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaft- 
liche Forschung zu betreiben oder ähnliche Tä- 
tigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind 
oder eine Hilfstätigkeit darstellen. 

(dd) Hat ein Unternehmen eines der Vertragstaaten 
in dem anderen Staat keine Betriebstätte im 
Sinne des Buchstaben c (aa) bis (cc), so wird es 
dennoch so behandelt, als habe es in dem letzt- 
genannten Staat eine Betriebstätte, wenn es in 
diesem Staat durch einen Vertreter gewerblich 
tätig ist, der eine Vollmacht besitzt, im Namen 
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und 
diese Vollmacht in diesem Staat regelmäßig aus- 
übt, es sei denn, daß sich die Ausübung der Voll- 
macht auf den Einkauf von Gütern oder Waren 
für das Unternehmen beschränkt. 

(ee) Ein Unternehmen eines der Vertragstaaten wird 
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es 
eine Betriebstätte in dem anderen Staat, weil es 
dort seine gewerbliche Tätigkeit durch einen 
Makler, Kommissionär oder einen anderen unab- 
hängigen Vertreter ausübt, sofern diese Person 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handelt. 

(ff) Der Umstand, daß eine Person mit Wohnsitz in 
einem der Vertragstaaten oder eine Körperschaft 
eines der Vertragstaaten (i) eine Körperschaft 
des anderen Staates beherrscht, von ihr be- 


Article 2 

Article II (1) (c) of the Convention shall be deleted and 

replaced by: 

“(c) (aa) The term “permanent establishment" means a 
fixed place of business in which the business 
of an enterprise of one of the contracting States 
is wholly or partly carried on. 

(bb) A permanent establishment shall include 
especially: 

a place of management; 
a branch; 
an Office; 

a Store or other sales outlet; 

a factory; 
a Workshop; 

a mine, quarry or other place of extraction of 
natural resources; 

a building site or construction or assembly 
project which exists for more than twelve 
months. 

(cc) Notwithstanding subparagraph (c) (aa) of this 
Paragraph a permanent establishment shall be 
deemed not to include one or more of tha 
following activities; 

the use of facilities for the purpose of storage, 
display or delivery of goods or merchandise 
belonging to the enterprise; 

the maintenance of a stock of goods or merchan- 
dise belonging to the enterprise for the purpose 
of storage, display or delivery; 
the maintenance of a stock of goods or merchan- 
dise belonging to the enterprise for the purpose 
of Processing by another enterprise; 

the maintenance of a fixed place of business for 
the purpose of purchasing goods or merchandise, 
or for collecting Information, for the enterprise; 

the maintenance of a fixed place of business 
for the purpose of advertising, for the supply of 
information, for scientific research or for similar 
activities, if they have a preparatory or auxi- 
liary character, for the enterprise. 

(dd) Even if an enterprise of one of the contracting 
States does not have a permanent establishment 
in the other State under subparagraph (c) (aa) 
to (cc) of this Paragraph, nevertheless it shall 
be deemed to have a permanent establishment 
in the latter State if it is engaged in trade or 
business in that State through an agent who 
has an authority to conclude contracts in the 
name of the enterprise and regularly exercises 
that authority in that State, unless the exercise 
of authority is limited to the purchase of goods 
or merchandise for the account of the enterprise. 

(ee) An enterprise of one of the contracting States 
shall not be deemed to have a permanent estab- 
lishment in the other State merely because it is 
engaged in trade or business in that other State 
through a broker, general commission agent or 
any other agent of an independent Status, where 
such person is acting in the ordinary course 
of business. 

(ff) The fact that a resident or a Corporation of one 
of the contracting States Controls, is controiled 
by, or is under common control with (i) a Cor- 
poration of the other State or (ii) a Corporation 
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herrscht wird oder mit ihr zusammen von einem 
Dritten beherrscht wird oder (ii) eine Körper- 
schaft beherrscht, von ihr beherrscht wird oder 
mit ihr zusammen von einem Dritten beherrscht 
wird, die in dem anderen Staat (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ge- 
werblich tätig ist, wird bei der Feststellung, ob 
diese Person oder Körperschaft eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Staat hat, nicht berück- 
sichtigt." 

Artikel 3 

Artikel III des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel III 

(1) Gewerbliche Gewinne eines Unternehmens eines der 
Vertragstaaten sind in dem anderen Staat steuerbefreit, 
es sei denn, daß das Unternehmen in dem anderen Staat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte gewerblich tätig ist. 
Ist das Unternehmen auf diese Weise tätig, so kann der 
andere Staat die gewerblichen Gewinne des Unterneh- 
mens besteuern, jedoch nur insoweit, als sie der Betrieb- 
stätte zugerechnet werden können oder als sie aus Quel- 
len innerhalb dieses anderen Staates durch den Verkauf 
von Gütern oder Waren der gleichen Art wie die von der 
Betriebstätte verkauften Güter oder Waren oder durch 
andere Geschäfte erzielt werden, die von gleicher Art 
sind wie die von der Betriebstätte getätigten Geschäfte. 

(2) Ist ein Unternehmen eines der Vertragstaaten in 
dem anderen Staat durch eine dort gelegene Betriebstätte 
gewerblich tätig, so sind dieser Betriebstätte diejenigen 
Gewinne aus gewerblicher Tätigkeit zuzurechnen, die sie 
als selbständiges Unternehmen aus gleicher oder ähn- 
licher Tätigkeit unter denselben oder ähnlichen Bedingun- 
gen und unabhängig von dem Unternehmen, dessen Be- 
triebstätte sie ist, hätte erzielen können. Erzielt das Un- 
ternehmen neben den durch die Betriebstätte erzielten 
Gewinnen andere Gewinne der in Absatz 1 bezeichneten 
Art, so werden diese anderen Gewinne so behandelt, als 
seien sie durch die Betriebstätte erzielt worden. 


(3) Bei der Ermittlung der gewerblichen Gewinne eines 
Unternehmens eines der Vertragstaaten, die in dem an- 
deren Staat nach den Absätzen 1 und 2 besteuert werden 
können, sind alle Aufwendungen einschließlich der Ge- 
schäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten zum 
Abzug zuzulassen, soweit sie in angemessener Weise mit 
den so zu besteuernden Gewinnen Zusammenhängen, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, wo diese Aufwendungen ent- 
standen sind. 

(4) Gewinne gelten nicht schon deshalb als aus Quellen 
innerhalb eines der Vertragstaaten von einem Unterneh- 
men des anderen Staates erzielt, weil eine Betriebstätte 
des Unternehmens oder das Unternehmen selbst Güter 
oder Waren für Rechnung des Unternehmens einkauft. 

(5) Der Begriff „gewerbliche Gewinne" bedeutet Ein- 
künfte eines Unternehmens aus der aktiven Ausübung 
einer gewerblichen Tätigkeit und umfaßt auch die Ein- 
künfte, die ein Unternehmen erzielt, indem es Dienstlei- 
stungen durch seine Angestellten oder andere Kräfte er- 
bringen läßt; er umfaßt aber nicht die Einkünfte, die in 
Artikel VI Absätze 1 bis 6 (Dividenden), Artikel VII Ab- 
sätze 1 und 2 (Zinsen), Artikel VIII Absätze 1 bis 3 (Li- 
zenzgebühren), Artikel IX (Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen und Bodenschätzen), Artikel IX A Absätze 1, 2 
und 4 (Veräußerungsgewinne) und Artikel X (Arbeit oder 
persönliche Dienste) behandelt sind." 


which engages in trade or business in that other 
State (whether through a permanent establish- 
ment or otherwise) shall not be taken into 
account in determining whether such resident 
or Corporation has a permanent establishment 
in that other State." 


Article 3 

Article III of the Convention shall be deleted and 
replaced by the following: 

"Article III 

(1) Industrial or commercial profits of an enterprise of 
One of the contracting States shall be exempt from tax 
by the other State unless the enterprise is engaged in 
trade or business in such other State through a permanent 
establishment situated therein. If such enterprise is so 
engaged, tax may be imposed by such other State on the 
industrial or commercial profits of the enterprise but 
only on so much of them as are attributable to the per- 
manent establishment or are derived from sources within 
such other State from sales of goods or merchandise of 
the same kind as those sold, or from other business 
transactions of the same kind as those effected, through 
the permanent establishment. 

(2) Where an enterprise of one of the contracting States 
is engaged in trade or business in the other State through 
a. permanent establishment situated therein, there shall 
be attributed to such permanent establishment the in- 
dustrial or commercial profits which it might be expected 
to derive if it were an independent enterprise engaged 
in the same or similar activities under the same or similar 
conditions and dealing at arm's length with the enterprise 
of which it is a permanent establishment. Where the 
enterprise, in addition to the profits derived through the 
permanent establishment, derives other profits of the kind 
referred to in paragraph (1), such other profits shall be 
treated as if they were derived through the permanent 
establishment. 

(3) In determining the industrial or commercial profits 
of an enterprise of one of the contracting States which 
are taxable in the other State in accordance with para- 
graphs (1) and (2), there shall be ailowed as deductions 
all expenses, wherever incurred, which are reasonably 
connected with the profits so taxable, including executive 
and general administrative expenses. 


(4) No profits shall be deemed to be derived from 
sources within one of the contracting States by an enter- 
prise of the other State merely by reason of the purchase 
of goods or merchandise by a permanent establishment 
of the enterprise, or by the enterprise itself, for the ac- 
count of the enterprise. 

(5) The term "industrial or commercial profits" means 
income derived by an enterprise from the active conduct 
of a trade or business, including income derived by an 
enterprise from the furnishing of Services of employees 
or other personnel, but does not include income dealt 
with in Article VI paragraphs (1) to (6) (dividends), 
Article VII paragraphs (1) and (2) (interest), Article VIII 
paragraphs (1) to (3) (royalties), Article IX (income from 
real property and natural resources), Article IX A para- 
graphs (1), (2) and (4) (Capital gains) and Article X (labor 
and personal Services)." 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/59 


Artikel 4 

Artikel VI des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel VI 

(1) Die Steuer der Vereinigten Staaten von Dividenden, 
die eine natürliche Person mit Wohnsitz in der Bundes- 
republik oder eine deutsche Gesellschaft von einer ameri- 
kanischen Körperschaft bezieht, darf, soweit dieser Arti- 
kel nichts anderes bestimmt, 15 vom Hundert des Brutto- 
betrags der Dividenden nicht übersteigen. 

(2) Die Steuer der Bundesrepublik von Dividenden, die 
eine Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten, 
eine amerikanische Körperschaft oder ein anderer ameri- 
kanischer Rechtsträger von einer deutschen Gesellschaft 
bezieht, darf, soweit dieser Artikel nichts anderes be- 
stimmt, 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden 
nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 darf bei Dividenden, die 
eine amerikanische Körperschaft oder ein anderer ameri- 
kanischer Rechtsträger von einer deutschen Gesellschaft 
bezieht, deren stimmberechtigte Anteile der erstgenann- 
ten Körperschaft oder dem erstgenannten Rechtsträger zu 
mindestens 10 vom Hundert unmittelbar gehören, die 
Steuer der Bundesrepublik 15 vom Hundert, jedoch nicht 
25 vom Hundert des Teiles der Dividenden übersteigen, 
der nach Absatz 5 als reinvestiert gilt. Der vorherge- 
hende Satz ist nur anwendbar, wenn die Bundesrepublik 
im Zeitpunkt der Dividendenausschüttung eine Körper- 
schaftsteuer von den ausgeschütteten Gewinnen der deut- 
schen Gesellschaft zu einem Vomhundertsatz erhebt, der 
mindestens 20 Punkte niedriger ist als der Satz der Kör- 
perschaftsteuer für nichtausgeschüttete Gewinne. 

(4) Absatz 3 gilt sinngemäß für die Steuer der Ver- 
einigten Staaten von Dividenden, die eine deutsche Ge- 
sellschaft von einer amerikanischen Körperschaft bezieht. 

(5) Führt die amerikanische Körperschaft der deutschen 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar Geld oder andere 
Vermögenswerte als Darlehen oder zur Erhöhung des Ge- 
sellschaftskapitals oder in einer anderen Anlageform zu 
und übersteigt der auf diese Weise zugeführte Betrag 7,5 
vom Hundert der Dividenden, die die amerikanische Kör- 
perschaft von der deutschen Gesellschaft in dem Kalender- 
jahr bezieht, in dem die Zuführung stattfindet, so gilt bis 
zur Höhe der Dividenden der gesamte zugeführte Betrag 
als im Sinne des Absatzes 3 aus den Dividenden re- 
investiert, die die amerikanische Körperschaft von der 
deutschen Gesellschaft 

a) in dem der Zuführung vorausgehenden Kalenderjahr, 

b) in dem Kalenderjahr, in dem die Zuführung stattfin- 
det, und 

c) im folgenden Kalenderjahr, 

und zwar in dieser Reihenfolge, bezieht. Bei den in einem 
bestimmten Jahr gezahlten Dividenden sind zuerst die in 
dem vorangehenden Jahr zugeführten Beträge zu berück- 
sichtigen, jedoch nur insoweit, als sie als reinvestiert gel- 
ten und als sie nicht schon bei früher ausgeschütteten 
Dividenden zu einer Besteuerung nach Absatz 3 geführt 
haben. 

(6) Ermäßigungen oder Erstattungen der im Abzugswege 
erhobenen Steuer von Dividenden, auf die Absatz 3 oder 
Absatz 4 Anwendung findet, unterliegen dem Vorbehalt, 
daß die nachgelassene oder erstattete Steuer nachzuzahlen 
ist, sofern sie auf Grund einer Zuführung, die als Re- 
investition im Sinne des Absatzes 5 gilt, geschuldet wird; 
die die Dividenden beziehende Körperschaft und die aus- 
schüttende Gesellschaft haften für die nachzuzahlende 
Steuer gesamtschuldnerisch. 


Article 4 

Article VI of the Convention shall be deleted and 
replaced by the following: 

"Article VI 

(1) Except as otherwise provided in this Article, 
United States tax on dividends received by a natural 
person resident in the Federal Republic or by a German 
Company from a United States Corporation shall not 
exceed 15 percent of the gross amount of the dividends. 

(2) Except as otherwise provided in this Article, Fed- 
eral Republic tax on dividends received by a resident or 
Corporation or other entity of the United States from a 
German Company shall not exceed 15 percent of the gross 
amount of the dividends. 


(3) Notwithstanding paragraph (2) of this Article, Fed- 
eral Republic tax on dividends received by a United 
States Corporation or other entity from a German Com- 
pany at least 10 percent of the voting shares of which 
are owned directly by the former Corporation or entity 
may exceed 15 percent but shall not exceed 25 percent 
of that portion of any dividend which, under paragraph (5) 
of this Article, is deemed reinvested. The foregoing Pro- 
vision shall apply only if at the time the dividend is 
distributed the Federal Republic imposes a Corporation 
tax on the distributed profits of the German Company 
at a rate at least 20 percentage points lower than the 
coi*poration tax imposed upon its undistributed profits. 


(4) The provisions of paragraph (3) of this Article shall 
apply, mutatis mutandis, to United States tax imposed on 
dividends received by a German Company from a United 
States Corporation. 

(5) For purposes of paragraph (3) of this Article, if 
the United States Corporation transfers money or other 
property, directly or indirectly, to the German Company 
as a loan or as an increase in the equity Capital of the 
German Company, or as any other form of Investment 
in such Company, and if the amount so transferred ex- 
ceeds 7.5 percent of the dividends received by the United 
States Corporation from the German Company in the 
calendar year in which such transfer is made, then the 
entire amount transferred shall be deemed to be a re- 
investment of dividends received from the German 
Company 

(a) in the calendar year preceding the year in which the 
amount is transferred, 

(b) in the calendar year in which the amount is trans- 
ferred, and 

(c) in the following calendar year, 

in that order and to the extend of such dividends. With 
respect to dividends paid in any year there shall first be 
taken into account the amounts transferred in the pre- 
ceding year to the extent that such amounts were deemed 
to be reinvestments and did not result in the imposition 
of tax under paragraph (3) of this Article on any prior 
dividend. 

(6) Any reduction in withholding or refund of tax with- 
held on dividends to which paragraph (3) or paragraph (4) 
is applicable is subject to recapture if tax becomes due 
by reason of transfers that are deemed reinvestments 
under paragraph (5), the Corporation receiving and that 
paying the dividend being jointly and severally liable for 
such recapture. 
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(7) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht anzu- 
wenden, wenn der Empfänger der Dividenden im Falle 
der Absätze 1 und 4 in den Vereinigten Staaten und im 
Falle der Absätze 2 und 3 in der Bundesrepublik eine 
Betriebstätte hat und die Beteiligung, für welche die 
Dividenden gezahlt werden, zu dieser Betriebstätte tat- 
sächlich gehört. 

(8) Der Begriff „Dividenden" umfaßt auf seiten der 
Bundesrepublik neben den Ausschüttungen einer Aktien- 
gesellschaft auch Ausschüttungen auf Anteile an einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, an einer Kapital- 
anlagegesellschaft oder an einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien sowie Einkünfte aus Kuxen oder Genuß- 
scheinen oder Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter." 


Artikel 5 

Artikel VII des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel VII 

(1) Zinsen aus Obligationen, Kassenscheinen, Schuld- 
verschreibungen, Wertpapieren oder anderen Schuldver- 
pflichtungen (einschließlich der durch Hypotheken oder 
andere Grundpfandrechte gesicherten Schulden), die eine 
natürliche Person mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
oder eine deutsche Gesellschaft bezieht, sind in den Ver- 
einigten Staaten steuerbefreit. 

(2) Zinsen aus Obligationen, Kassenscheinen, Schuld- 
verschreibungen, Wertpapieren oder anderen Schuldver- 
pflichtungen (einschließlich der durch Hypotheken oder 
andere Grundpfandrechte gesicherten Schulden), die eine 
Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten, eine 
amerikanische Körperschaft oder ein anderer amerika- 
nischer Rechtsträger bezieht, sind in der Bundesrepublik 
steuerbefreit. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der Empfänger der Zinsen im Falle des Absatzes 1 in den 
Vereinigten Staaten und im Falle des Absatzes 2 in der 
Bundesrepublik eine Betriebstätte hat und die Forderung, 
für welche die Zinsen gezahlt werden, zu dieser Betrieb- 
stätte tatsächlich gehört. 

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Empfänger oder 
zwischen ihnen und einem Dritten besondere Beziehun- 
gen und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen, ge- 
messen an der zugrundeliegenden Forderung, den Be- 
trag, den Schuldner und Empfänger ohne diese Bezie- 
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann 
der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrag- 
staates und unter Berücksichtigung der anderen Bestim- 
mungen dieses Abkommens besteuert werden." 


Artikel 6 

Artikel VIII des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel VIII 

(1) Lizenzgebühren, die eine natürliche Person mit 
Wohnsitz in der Bundesrepublik oder eine deutsche Ge- 
sellschaft bezieht, sind in den Vereinigten Staaten steuer- 
befreit. 

(2) Lizenzgebühren, die eine Person mit Wohnsitz in 
den Vereinigten Staaten, eine amerikanische Körperschaft 
oder ein anderer amerikanischer Rechtsträger bezieht, 
sind in der Bundesrepublik steuerbefreit. 


(7) The foregoing provisions shall not apply, if the 
recipient of the dividends has a permanent establishment 
in the United States, for the purposes of paragraphs (1) 
and (4), or in the Federal Republic, for the purposes of 
paragraphs (2) and (3), and the holding giving rise to the 
dividends is effectively connected with such permanent 
establishment. 

(8) The term "dividends" shall include in the case of 
the Federal Republic, in addition to distributions by an 
"Aktiengesellschaft" (stock Corporation), distributions with 
respect to shares in a "Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung" (private limited Company), in a "Kapitalanlage- 
gesellschaft" (Investment trust) or in a "Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien" (partnership limited by shares) 
and income derived from "Kuxe" (mining shares), from 
"Genußscheine" (profit participation certificates), or by 
a "stiller Gesellschafter" (sleeping partner) from his 
participation as such." 

Article 5 

Article VII of the Convention shall be deleted and re- 
placed by the following: 

"Article VII 

(1) Interest on bonds, notes, debentures, securities or 
on any other form of indebtedness (including debts 
secured by mortgages or other encumbrances on real 
property) derived by a natural person resident in the 
Federal Republic or by a German Company shall be 
exempt from tax by the United States. 

(2) Interest on bonds, notes, debentures, securities or 
on any other form of indebtedness (including debts secured 
by mortgages or other encumbrances on real property) 
derived by a resident or Corporation or other entity of 
the United States shall be exempt from tax by the 
Federal Republic. 


(3) Paragraph (1) or paragraph (2) of this Article shall 
not apply if the recipient of the interest has a permanent 
establishment in the United States, for purposes of para- 
graph (1), or in the Federal Republic, for purposes of 
Paragraph (2), and the debt-claim giving rise to the 
interest is effectively connected with such permanent 
establishment. 

(4) Where, owing to a special relationship between the 
payer and the recipient or between both of them and 
some other person, the amount of the interest paid, 
having regard to the debt-claim for which it is paid, 
exceeds the amount which would have been agreed upon 
by the payer and the recipient in the absence of such 
relationship, the provisions of this Article shall apply 
only to the last-mentioned amount. In that case, the 
excess part of the payments shall remain taxable ac- 
cording to the law of eadi contracting State, due regard 
being had to the other provisions of this Convention." 

Article 6 

Article VIII of the Convention shall be deleted and 
replaced by the following: 

"Article VIII 

(1) Royalties derived by a natural person resident in 
the Federal Republic or by a German Company shall be 
exempt from tax by the United States. 

(2) Royalties derived by a resident or Corporation or 
other entity of the United States shall be exempt from 
tax by the Federal Republic. 
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(3) Der in diesem Artikel verwendete Begriff „Lizenz- 
gebühren" 

a) bedeutet Lizenzgebühren, Mieten oder andere Be- 
träge, die als Vergütung für die Benutzung oder das 
Recht auf Benutzung von Urheberrechten, künstleri- 
schen oder wissenschaftlichen Werken (einschließlich 
kinematographischer Filme sowie Filme und Bänder 
für Rundfunk- oder Fernsehsendungen), von Patenten, 
Mustern, Plänen, geheimen Verfahren und Formeln, 
Warenzeichen sowie ähnlichen Vermögenswerten oder 
Rechten oder für gewerbliche und wissenschaftliche 
Ausrüstungen oder für Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten (know-how) gezahlt werden, und 

b) umfaßt auch Gewinne aus der Veräußerung von Rech- 
ten oder Vermögenswerten, für die derartige Lizenz- 
gebühren gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der Empfänger der Lizenzgebühren im Falle des Ab- 
satzes 1 in den Vereinigten Staaten und im Falle des Ab- 
satzes 2 in der Bundesrepublik eine Betriebstätte hat und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für welche die Lizenz- 
gebühren gezahlt werden, zu dieser Betriebstätte tatsäch- 
lich gehören. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Empfänger oder 
zwischen ihnen und einem Dritten besondeie Beziehun- 
gen und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenzgebüh- 
ren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Empfänger ohne diese Bezie- 
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet In diesem Fall kann 
der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrag- 
staates und unter Berücksichtigung der anderen Bestim- 
mungen dieses Abkommens besteuert werden." 


Artikel 7 

Artikel IX des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel IX 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das in 
einem der Vertragstaaten liegt, sowie die Vergütungen 
für die Ausbeutung von Bergwerken, Steinbrüchen oder 
anderen Bodenschätzen, die in diesem Staat liegen, 
einschließlich der Gewinne aus der Veräußerung der vor- 
stehend genannten Vermögenswerte, können in diesem 
Staat besteuert werden. 

(2) Eine natürliche Person mit Wohnsitz in der Bun- 
desrepublik oder eine deutsche Gesellschaft, die mit den 
in Absatz 1 genannten Einkünften in den Vereinigten 
Staaten steuerpflichtig sind, sowie eine Person mit Wohn- 
sitz in den Vereinigten Staaten, eine amerikanische Kör- 
perschaft oder ein anderer amerikanischer Rechtsträger, 
die mit den in Absatz 1 genannten Einkünften in der 
Bundesrepublik steuerpflichtig sind, können für jedes 
Steuer jahr verlangen, daß die Steuer von diesen Ein- 
künften nach dem Nettoergebnis berechnet wird, und 
zwar zu den Steuersätzen, die bei einer Person mit 
Wohnsitz in dem Vertragstaat, in dem das Vermögen 
gelegen ist, oder bei einer Gesellschaft dieses Vertrag- 
staates anzuwenden wären." 

Artikel 8 

Nach Artikel IX des Abkommens wird folgender neuer 
Artikel eingefügt: 

„Artikel IX A 

(1) Gewinne, die eine natürliche Person mit Wohnsitz 
m der Bundesrepublik oder eine deutsche Gesellschaft 
aus der Veräußerung von Vermögenswerten (mit Aus- 


(3) The term "royalties", as used in this Article, 

(a) means any royalties, rentals or other amounts paid 
as consideration for the use of, or the right to use, 
Copyrights, artistic or scientific works (including 
motion picture films, or films or tapes for radio or 
television broadcasting), patents, designs, plans, secret 
processes or formulae, trade-marks, or other like 
property or rights, or for industrial, commercial or 
scientific equipment, or for knowledge, experience 
or skill (know-how) and 


(b) shall include gains derived from the alienation of any 
right or property giving rise to such royalties. 

(4) Paragraph (1) or paragraph (2) of this Article shall 
not apply if the recipient of the royalties has a permanent 
establishment in the United States, for purposes of para- 
graph (1), or in the Federal Republic, for purposes of 
Paragraph (2), and the right or property giving rise to 
the royalties is effectively connected with such permanent 
establishment. 

(5) Where, owing to a special relationship between the 
payer and the recipient or between both of them and 
some other person, the amount of the royalties paid, 
having regard to the use, right or Information for which 
they are paid, exceeds the amount which would have 
been agreed upon by the payer and the recipient in the 
absence of such relationship, the provisions of this Article 
shall apply only to the last-mentioned amount. In that 
case, the excess part of the payments shall remain tax- 
able according to the law of each contracting State, due 
regard being had to the other provisions of this Conven- 
tion." 

Article 7 

Article IX of the Convention shall be deleted and re- 
placed by the following: 

"Article IX 

(1) Income from real property situated in one of the 
contracting States and royalties in respect of the Opera- 
tion of mines, quarries or other natural resources located 
within that State, including gains derived from the 
alienation of items of the aforementioned property, may 
be taxed by that State. 

(2) A natural person resident in the Federal Republic 
or a German Company subject to tax in the United States, 
or a resident or Corporation or other entity of the United 
States subject to tax in the Federal Republic, on any 
income mentioned in paragraph (1) of this Article may 
elect for any taxable year to compute tax on such income 
on a net basis at the tax rates that would apply to a 
resident or Company of the contracting State in which 
the property is situated." 


Article 8 

The following new Article shall be inserted immediate- 
ly after Article IX of the Convention: 

"Article IX A 

(1) Gain derived by a natural person resident in the 
Federal Republic or by a German Company from the 
alienation of a Capital asset (other than gain from the 


9 



Drucksache V/59 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


nähme der Gewinne aus der Veräußerung von Vermö- 
gen, das in Artikel IX dieses Abkommens bezeichnet ist) 
bezieht, sind in den Vereinigten Staaten steuerbefreit. 

(2) Gewinne, die eine in den Vereinigten Staaten an- 
sässige Person, eine amerikanische Körperschaft oder ein 
anderer amerikanischer Rechtsträger aus der Veräuße- 
rung von Vermögenswerten {mit Ausnahme der Gewinne 
aus der Veräußerung von Vermögen, das in Artikel IX 
dieses Abkommens bezeichnet ist) bezieht, sind in der 
Bundesrepublik steuerbefreit. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
die Person, die den Veräußerungsgewinn bezieht, im 
Falle des Absatzes 1 in den Vereinigten Staaten und im 
Falle des Absatzes 2 in der Bundesrepublik eine Betrieb- 
stätte hat und der Gewinn aus der Veräußerung eines 
Vermögenswertes bezogen wird, der zu dieser Betrieb- 
stätte tatsächlich gehört. 

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn 

a) der Veräußerungsgewinn von einer natürlichen Per- 
son mit Wohnsitz in der Bundesrepublik bezogen 
wird, die sich in den Vereinigten Staaten insgesamt 
mindestens 183 Tage während des Steuerjahres auf- 
hält, und 

b) der veräußerte Vermögenswert nicht länger als sechs 
Monate im Eigentum dieser Person stand."' 

Artikel 9 

Artikel X des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel X 

(1) Vergütungen für Arbeit oder persönliche Dienste 
(einschließlich der Vergütungen für die Ausübung eines 
freien Berufes und der Tätigkeit als Aufsiditsratmitglied), 
die eine natürliche Person mit Wohnsitz in der Bundes- 
republik außerhalb der Vereinigten Staaten leistet, sind 
in den Vereinigten Staaten steuerbefreit. 

(2) Vergütungen für Arbeit oder persönliche Dienste 
(einschließlich der Vergütungen für die Ausübung eines 
freien Berufes und der Tätigkeit als Aufsichtsratmitglied), 
die eine natürliche Person mit Wohnsitz in der Bundes- 
republik in den Vereinigten Staaten leistet, sind in den 
Vereinigten Staaten steuerbefreit, wenn 

a) die Person sich in den Vereinigten Staaten insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während eines Steuerjahres 
aufhält, 

b) die Arbeit oder persönlichen Dienste auf Grund eines 
Arbeitsverhältnisses oder eines Vertrages mit einer 
natürlichen Person mit Wohnsitz in der Bundesrepu- 
blik oder mit einer deutschen Gesellschaft geleistet 
werden und die Vergütung von dieser Person oder 
Gesellschaft getragen wird und 

c) die Vergütung nicht von einer Betriebstätte getragen 
wird, die diese Person oder Gesellschaft in den Ver- 
einigten Staaten hat. 

(3) Vergütungen für Arbeit oder persönliche Dienste 
(einschließlich der Vergütungen für die Ausübung eines 
freien Berufes und der Tätigkeit als Aufsichtsratmitglied), 
die eine Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten 
außerhalb der Bundesrepublik leistet, sind in der Bundes- 
republik steuerbefreit. 

(4) Vergütungen für Arbeit oder persönliche Dienste 
(einschließlich der Vergütungen für die Ausübung eines 
freien Berufes und der Tätigkeit als Aufsichtsratmitglied), 
die eine Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten 
in der Bundesrepublik leistet, sind in der Bundesrepublik 
steuerbefreit, wenn 


alienation of property referred to in Article IX of this 
Convention) shall be exempt from tax by the United 
States. 

(2) Gain derived by a resident or Corporation or other 
entity of the United States from the alienation of a Capital 
asset (other than gain from the alienation of property 
referred to in Article IX of this Convention) shall be 
exempt from tax by the Federal Republic. 


(3) Paragraph (1) or paragraph (2) of this Article shall 
not apply if the person deriving the gain has a permanent 
establishment in the United States, for purposes of para- 
graph (1), or in the Federal Republic, for purposes of 
Paragraph (2), and the gain is derived from the aliena- 
tion of a Capital asset which is effectively connected with 
such permanent establishment. 

(4) Paragraph (1) of this Article shall not apply if: 

(a) the person deriving the gain is a natural person resi- 
dent in the Federal Republic who is present in the 
United States for a period equal to or exceeding an 
aggregate of 183 days during the taxable year, and 

(b) the asset alienated was held by such person for six 
months or less." 


Article 9 

Article X of the Convention shall be deleted and re- 
placed by the following: 

"Article X 

(1) Compensation for labor or personal Services (in- 
cluding compensation derived from the practice of a 
liberal profession and the rendition of Services as a 
director) performed outside the United States by a natural 
person resident in the Federal Republic shall be exempt 
from tax by the United States, 

(2) Compensation for labor or personal Services (in- 
cluding compensation derived from the practice of a 
liberal profession and the rendition of Services as a 
director) performed in the United States by a natural 
person resident in the Federal Republic shall be exempt 
from tax by the United States if — 

(a) he is present in the United States for a period or 
periods not exceeding a total of 183 days during a 
taxable year, 

(b) such labor or personal Services are performed as an 
employee of, or under contract with, a natural person 
resident in the Federal Republic or a German Com- 
pany, and such compensation is borne by such resi- 
dent or Company, and 

(c) such compensation is not borne by a permanent es- 
tablishment which such resident or Company has in 
the United States. 

(3) Compensation for labor or personal Services (in- 
cluding compensation derived from the practice of a 
liberal profession and the rendition of Services as a 
director) performed outside the Federal Republic by a 
resident of the United States shall be exempt from tax by 
the Federal Republic. 

(4) Compensation for labor or personal Services (in- 
cluding compensation derived from the practice of a 
liberal profession and the rendition of Services as* a 
director) performed in the Federal Republic by a resident 
of the United States shall be exempt from tax by the 
Federal Republic if — 
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a) die Person sich in der Bundesrepublik insgesamt nicht 
länger als 183 Tage während eines Steuerjahres auf- 
hält, 

b) die Arbeit oder persönlichen Dienste auf Grund eines 
Arbeitsverhältnisses oder eines Vertrages mit einer 
Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten oder 
mit einer amerikanischen Körperschaft oder einem 
anderen amerikanischen Rechtsträger geleistet werden 
und die Vergütung von dieser Person oder Körper- 
schaft oder diesem anderen Rechtsträger getragen wird 
und 

c) die Vergütung nicht von einer Betriebstätte getragen 
wird, die diese Person oder Körperschaft oder dieser 
andere Rechtsträger in der Bundesrepublik hat/' 

Artikel 10 

Artikel XI des Abkommens wird gestrichen und durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel XI 

(1) a) Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen so- 

wie Ruhegehälter, die die Vereinigten Staaten, 
ihre Staaten, Territorien oder Gebietskörper- 
schaften an natürliche Personen außer deutschen 
Staatsangehörigen zahlen, sind in der Bundes- 
republik steuerbefreit. 

b) Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen so- 
wie Ruhegehälter, die die Bundesrepublik, die 
Länder, Gemeinden oder eine ihrer öffentlich- 
rechtlichen Rentenanstalten an natürliche Perso- 
nen außer Staatsangehörigen der Vereinigten 
Staaten und außer natürlichen Personen, denen 
die Einreise in die Vereinigten Staaten zur 
Gründung eines ständigen Wohnsitzes gestattet 
worden ist, zahlen, sind in den Vereinigten Staa- 
ten steuerbefreit 

c) Ruhegehälter, Renten und andere Beträge, die 
einer der Vertragstaaten oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts dieses Staates als 
Vergütung für einen Schaden zahlt, der als Folge 
von Kriegshandlungen oder politischer Verfol- 
gung entstanden ist, sind in dem anderen Staat 
steuerbefreit. 

d) Im Sinne dieses Absatzes umfaßt der Begriff 
„Ruhegehälter" auch Renten, die an im Ruhe- 
stand befindliche zivile Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes gezahlt werden. 

(2) Private Ruhegehälter und private Leibrenten, die 
eine natürliche Person mit Wohnsitz in einem der Ver- 
tragstaaten aus Quellen innerhalb des anderen Staates 
bezieht, sind in dem anderen Staat steuerbefreit. 

(3) Unter dem in diesem Artikel verwendeten Begriff 
„Ruhegehälter" sind regelmäßig wiederkehrende Vergü- 
tungen zu verstehen, die im Hinblick auf geleistete 
Dienste oder zum Ausgleich erlittener Personenschäden 
gezahlt werden. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Begriff „Leib- 
renten" bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig an 
festen Terminen auf Lebenszeit oder während einer be- 
stimmten Anzahl von Jahren auf Grund einer Verpflich- 
tung zahlbar sind, die diese Zahlungen als Gegenleistung 
für eine in Geld oder Geldeswert erbrachte angemessene 
Leistung vorsieht," 

Artikel 11 

Nach Artikel XIV des Abkommens wird folgender 
neuer Artikel eingefügt: 


(a) he is present in the Federal Republic for a period or 
periods not exceeding a total of 183 days during a 
taxable year, 

(b) such labor or personal Services are performed as an 
employee of, or under contract with, a resident or 
Corporation or other entity of the United States and 
such compensation is borne by such resident or Cor- 
poration or other entity, and 


(c) such compensation is not borne by a permanent es- 
tablishment which such resident or Corporation or 
other entity has in the Federal Republic." 

Article 10 

Article XI of the Convention shall be deleted and re- 
placed by the following: 

"Article XI 

(1) (a) Wages, salaries and similar compensation and 

pensions paid by the United States or by its 
States, territories or political subdivisions, to a 
natural person, other than a German citizeri, 
shall be exempt from tax by the Federal Re- 
public. 

(b) Wages, salaries and similar compensation and 
pensions paid by the Federal Republic or by its 
Laender or by municipalities, or by a public 
Pension fund thereof, to a natural person, other 
than a Citizen of the United States and other 
than an individual who has been admitted to 
the United States for permanent residence 
therein, shall be exempt from tax by the United 
States. 

(c) Pensions, annuities and other amounts paid by 
one of the contracting States or by a juridical 
person organized under the public laws of that 
State as compensation for an injury or damage 
sustained as a result of hostilities or political 
persecution shall be exempt from tax by the 
other State. 

(d) For the purposes of this paragraph the term 
"pensions" shall be deemed to include annuities 
paid to a retired civilian government employee. 

(2) Private pensions and private life annuities which 
are derived from sources within one of the contracting 
States and are paid to a natural person resident in the 
other State shall be exempt from taxation by the former 
State. 

(3) The term "pensions", as used in this Article, means 
periodic payments made in consideration for Services 
rendered or by way of compensation for injuries re- 
ceived. 

(4) The term "life annuities", as used in this Article, 
means a stated sum payable periodically at stated times 
during life, or during a specified number of years, under 
an Obligation to make the payments in return for ade- 
quate and full consideration in money or money's worth." 

Article 11 

The following new Article shall be inserted immediate- 
ly after Article XIV of the Convention: 


11 



Drucksache V/59 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


„Artikel XIV A , 

Für die Steuern vom Vermögen gilt folgendes: 

1. Das in Artikel IX genannte Vermögen kann in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 3 kann Vermögen, das zu 
einer Betriebstätte eines Unternehmens eines der Ver- 
tragstaaten tatsächlich gehört, mit Ausnahme des in 
Absatz 1 bezeichneten Vermögens, in dem Staat be- 
steuert werden, in dem die Betriebstätte gelegen ist. 


3. Seeschiffe und Luftfahrzeuge eines Unternehmens eines 
der Vertragstaaten und das dem Betrieb dieser See- 
schiffe oder Luftfahrzeuge dienende Vermögen, mit 
Ausnahme des in Absatz 1 bezeichneten Vermögens, 
sind in dem anderen Staat steuerbefreit. 

4. a) Alle anderen Vermögensteile einer natürlichen Per- 

son mit Wohnsitz in der Bundesrepublik oder einer 
deutschen Gesellschaft sind in den Vereinigten Staa- 
ten steuerbefreit. 

b) Alle anderen Vermögensteüe einer Person mit 
Wohnsitz in den Vereinigten Staaten, einer ameri- 
kanischen Körperschaft oder eines anderen ameri- 
kanischen Rechtsträgers sind in der Bundesrepublik 
steuerbefreit." 

Artikel 12 

Artikel XV Absatz 1 des Abkommens wird gestrichen 
und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„(1) Eine Doppelbesteuerung ist in der folgenden Weise 
zu vermeiden: 

a) Bei der Festsetzung der Steuer der Vereinigten Staa- 
ten dürfen die Vereinigten Staaten ungeachtet anderer 
Vorschriften dieses Abkommens bei ihren Staatsange- 
hörigen, den Personen mit Wohnsitz in den Vereinig- 
ten Staaten und amerikanischen Körperschaften alle 
Einkommensteile, die nach den amerikanischen Steuer- 
gesetzen steuerpflichtig sind, so in die Bemessungs- 
grundlage dieser Steuer einbeziehen, als sei dieses 
Abkommen nicht anzuwenden Die Vereinigten Staa- 
ten rechnen aber bei ihren Staatsangehörigen, Perso- 
nen mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten und 
amerikanischen Körperschaften aut die Steuer der Ver- 
einigten Staaten den Betrag der gezahlten Steuer der 
Bundesrepublik an, mit Ausnahme der Vermögen- 
steuer und der nicht nach dem Gewerbeertrag bemes- 
senen Gewerbesteuer Der anzurechnende Betrag be- 
mißt sich nach der Höhe der gezahlten Steuer der Bun- 
desrepublik, darf aber den Teil der Steuer der Ver- 
einigten Staaten nicht übersteigen, der dem Verhält- 
nis der Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundes- 
republik zu den gesamten Einkünften entspricht. Da- 
bei besteht Einverständnis darüber, daß die Bundes- 
republik auf Grund dieses Artikels in bezug auf die 
Steuer der Bundesrepublik die im Internal Revenue 
Code geforderte Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
(similar credit requirement) erfüllt. 

b) 1. Bei einer natürlichen Person mit Wohnsitz in der 

Bundesrepublik und einer deutschen Gesellschaft 
wird die Steuer der Bundesrepublik wie folgt fest- 
gesetzt: 

(aa) Von der Bemessungsgrundlage der Steuer der 
Bundesrepublik werden die Einkünfte aus 
Quellen innerhalb der Vereinigten Staaten und 
die innerhalb der Vereinigten Staaten gelege- 
nen Vermögensteile ausgenommen, die nach 


"Article XIV A 

With respect to taxes on Capital, the following pro- 
visions shall apply: 

(1) Capital represented by property mentioned in Ar- 
ticle IX may be taxed in the contracting State in 
which such property is situated. 

(2) Subject to the provisions of paragraph (3) below, 
Capital represented by assets, other than property 
referred to in paragraph (1), which are effectively 
connected with a permanent establishment of an 
enterprise of one of the contracting States may be 
taxed in the State in which the permanent establish- 
ment is situated. 

(3) Ships and aircraft of an enterprise of one of the 
contracting States and assets, other than property 
referred to in paragraph (1), pertaining to the Opera- 
tion of such ships or aircraft shall be exempt from 
tax by the other State. 

(4) (a) All other elements of Capital of a natural person 

resident in the Federal Republic or of a German 
Company shall be exempt from tax by the United 
States. 

(b) All other elements of Capital of a resident or 
Corporation or other entity of the United States 
shall be exempt from tax by the Federal Re- 
public." 

Article 12 

Article XV (1) of the Convention shall be deleted and 
replaced by the following: 

"(1) It is agreed that double taxation shall be avoided 
in the following manner: 

(a) The United States, in determining United States tax 
in the case of its citizens, residents or corporations, 
may, regardless of any other Provision of this Con- 
vention, include in the basis upon which such tax 
is imposed all items of income taxable under the 
revenue laws of the United States as if this Con- 
vention had not come into effect. The United States 
shall, however, allow to a Citizen, resident or 
Corporation of the United States as a credit against 
United States tax the appropriate amount of Federal 
Republic tax paid, other than the Vermögensteuer 
(Capital tax) and that portion of the Gewerbesteuer 
(trade tax) computed on a basis other than profits. 
Such appropriate amount shall be based upon the 
amount of Federal Republic tax paid but shall not 
exceed that portion of the United States tax which 
net income from sources within the Federal Republic 
bears to the entire net income. It is agreed, that, 
by virtue of the provisions of this Article, the 
Federal Republic satisfies the similar credit require- 
ment of the Internal Revenue Code with respect to 
Federal Republic tax. 


(b) 1. Federal Republic tax shall be determined in the 
case of a natural person resident in the Federal Re- 
public or of a German Company as follows: 

(aa) Unless the provisions of subparagraph (bb) below 
apply, there shall be excluded from the basis 
upon which Federal Republic tax is imposed, any 
item of income from sources within the United 
States or any item of Capital situated within 
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diesem Abkommen in den Vereinigten Staaten 
nicht steuerbefreit sind, es sei denn, daß Buch- 
stabe (bb) anzuwenden ist. Die Bundesrepublik 
behält aber das Recht, die auf diese Weise aus- 
genommenen Einkünfte und Vermögensteile 
bei der Festsetzung des Steuersatzes zu berück- 
sichtigen, Bei Einkünften aus Dividenden ist 
Satz 1 jedoch nur auf die Dividenden anzuwen- 
den, die nach dem Recht der Vereinigten Staa- 
ten steuerpflichtig sind und einer deutschen 
Kapitalgesellschaft von einer amerikanischen 
Körperschaft gezahlt werden, deren stimm- 
berechtigte Anteile zu mindestens 25 vom Hun- 
dert der erstgenannten Gesellschaft unmittelbar 
gehören. Von der Bemessungsgrundlage der 
Steuer der Bundesrepublik werden ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Dividenden 
nach dem vorhergehenden Satz von der Steuer- 
bemessungsgrundlage ausgenommen sind oder 
bei Zahlung auszunehmen wären. 

(bb) Die Steuer der Vereinigten Staaten, die nach 
den amerikanischen Gesetzen und in Überein- 
stimmung mit diesem Abkommen von den 
nachstehenden Einkünften zu entrichten ist, 
wird auf die Steuer der Bundesrepublik vom 
Einkommen angerechnet, die erhoben wird von 

i) den nicht unter Buchstabe (aa) fallenden 
Dividenden? 

ii) den Löhnen, Gehältern, Ruhegehältern und 
ähnlichen Vergütungen, die die Vereinigten 
Staaten, ihre Staaten, Territorien oder Ge- 
bietskörperschaften zahlen und die nach 
Artikel XI Absatz 1 Buchstabe a von der 
Steuer der Bundesrepublik nicht befreit 
sind. 

Der anzurechnende Betrag darf den Teil der 
Steuer der Bundesrepublik nicht übersteigen, 
der dem Verhältnis dieser Einkünfte zu dem 
Gesamtbetrag der Einkünfte entspricht. 

2. Ist eine natürliche Person in der Bundesrepublik 
unbeschränkt steuerpflichtig und hat sie zugleich 
nach dem Steuerrecht der Vereinigten Staaten einen 
Wohnsitz in den Vereinigten Staaten oder ist sie 
ein amerikanischer Staatsangehöriger, so ist Num- 
mer 1 Buchstabe (aa) auf diejenigen Einkünfte aus 
Quellen innerhalb der Vereinigten Staaten und die- 
jenigen in den Vereinigten Staaten gelegenen Ver- 
mögensteile anzuwenden, die nach Nummer 1 Buch- 
stabe (aa) in der Bundesrepublik dann steuerbefreit 
sind, wenn die natürliche Person, der die Einkünfte 
zufließen oder der die Vermögensteile gehören, 
weder nach dem Steuerrecht der Vereinigten Staa- 
ten einen Wohnsitz in den Vereinigten Staaten hat 
noch amerikanischer Staatsangehöriger ist Die 
anderen Einkünfte und Vermögensteile werden in 
die Bemessungsgrundlage der Steuer der Bundes- 
republik einbezogen, als sei dieses Abkommen nicht 
anzuwenden. Die Steuer der Vereinigten Staaten 
von diesen anderen Einkünften aus Quellen inner- 
halb der Vereinigten Staaten wird aber nach 
§34c des deutschen Einkommensteuergesetzes in 
seiner jeweils gültigen Fassung auf die Einkommen- 
steuer der Bundesrepublik angerechnet.“ 


Artikel 13 

Nach Artikel XV des Abkommens wird folgender neuer 
Artikel eingefügt: 


the United States which, according to this Con- 
vention, is not exempt from tax by the United 
States. The Federal Republic, however, retains 
the right to take into account in the determina- 
tion of its rate of tax the items of income or 
Capital so excluded. The first sentence shall, in 
the case of income from dividends, apply only 
to such dividends subject to tax under United 
States law as are paid to a German Company 
limited by shares (Kapitalgesellschaft) by a 
United States Corporation, at least 25 percent 
of the voting shares of which are owned direct- 
ly by the first-mentioned Company. There shall 
also be excluded from the basis upon which 
Federal Republic tax is imposed any participa- 
tion the dividends on which are excluded, or if 
paid would be excluded, from the tax basis 
according to the foregoing sentence. 


(bb) United Stales tax payable under the laws of the 
United States and in accordance with this Con- 
vention on the following items of income shall 
be allowed as a credit against such Federal 
Republic tax on income as is payable in respect 
of the following items of income: 

(i) dividends not dealt with in subparagraph (aa) 
above? 

(ii) wages, salaries, pensions and similar com- 
pensation paid by the United States or by 
its States, territories or political subdivisions, 
not being exempt from Federal Republic tax 
under Article XI, paragraph (1), subpara- 
graph (a) of this Convention. 

Such credit shall not exceed that portion of the 
Federal Republic tax which such items of income 
bear to the total amount of all items of income. 

2. Where a natural person subject to unlimited tax 
liability in the Federal Republic is also a resident of 
tAe United States for purposes of United States tax 
or a Citizen of the Urrited States, subparagraph 1 (aa) 
shall apply to those items of income from sources 
within the United States and those items of Capital 
situated within the United States which, according 
to that subparagraph,. are exempt from Federal Re- 
public tax when received or owned by a natural 
person who is not a resident of the United States 
for the purposes of United States tax nor a Citizen 
of the United States. All other items of income and 
Capital shall be included in the basis upon which 
Federal Republic tax is imposed as if this Convention 
had not come into force. There shall, however, 
subject to paragraph 34 c of the German Income Tax 
Act, as amended, be allowed as a credit against 
Federal Republic income tax the United States tax 
on such other income from sources within the United 
States." 


Article 13 

The following new Article shall be inserted im- 
mediately after Article XV of the Convention: 
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„Artikel XV A 

(1) Eine deutsche Gesellschaft oder Organisation, die 
ausschließlich religiöse, mildtätige, wissenschaftliche, er- 
zieherische oder öffentliche Zwecke verfolgt, ist in den 
Vereinigten Staaten steuerbefreit, wenn und soweit sie 

a) in der Bundesrepublik steuerbefreit ist und 

b) in den Vereinigten Staaten steuerbefreit wäre, sofern 
sie in den Vereinigten Staaten organisiert worden und 
ausschließlich dort tätig wäre. 

(2) Eine amerikanische Körperschaft oder Organisation, 
die ausschließlich religiöse, mildtätige, wissenschaftliche, 
erzieherische oder öffentliche Zwecke verfolgt, ist in der 
Bundesrepublik steuerbefreit, wenn und soweit sie 

a) in den Vereinigten Staaten steuerbefreit ist und 

b) in der Bundesrepublik steuerbefreit wäre, sofern sie 
eine deutsche Gesellschaft oder Organisation wäre, die 
ausschließlich in der Bundesrepublik tätig ist." 

Artikel 14 

Artikel XVI Absatz 1 des Abkommens wird gestrichen 
und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den die Auskünfte austauschen, die nach den Steuer- 
gesetzen der beiden Vertragstaaten bereitgestellt werden 
können und die notwendig sind für die Durchführung der 
Vorschriften dieses Abkommens oder für die Verhütung 
von Hinterziehungen und dergleichen bei den unter dieses 
Abkommen fallenden Steuern. Alle so ausgetauschten 
Auskünfte sind geheimzuhalten, dürfen aber den Perso- 
nen (einschließlich Gerichten oder Verwaltungsbehörden) 
zugänglich gemacht werden, die sich mit der Veranlagung, 
Erhebung oder Einziehung der unter dieses Abkommen 
fallenden Steuern oder einer damit zusammenhängenden 
strafrechtlichen Verfolgung befassen. Auskünfte, die 
irgendein Handels-, Geschäfts-, gewerbliches oder Berufs- 
geheimnis oder ein Geschäftsverfahren offenbaren wür- 
den, dürfen nicht ausgetauscht werden." 

Artikel 15 

Artikel XVII des Abkommens wird gestrichen und 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Artikel XVII 

(1) Weist ein Steuerpflichtiger nach, daß die Maßnah- 
men der Steuerbehörden der Vertragstaaten die Wirkung 
einer den Vorschriften dieses Abkommens widersprechen- 
den Doppelbesteuerung haben oder haben werden, so 
kann er seinen Fall dem Staat, dem er angehört oder in 
dem er seinen Wohnsitz hat, oder, sofern es sich um eine 
Gesellschaft oder eine Körperschaft eines der Vertrag- 
staaten handelt, diesem Staat unterbreiten. Werden die 
Einwendungen des Steuerpflichtigen als begründet erach- 
tet, so wird die zuständige Behörde des angerufenen 
Staates anstreben, sich mit der zuständigen Behörde des 
anderen Staates über eine Vermeidung dieser Doppel- 
besteuerung zu verständigen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen zur Durchführung dieses Abkommens unmittelbar 
miteinander verkehren. Treten Schwierigkeiten oder 
Zweifel bei der Auslegung oder Anwendung dieses Ab- 
kommens oder hinsichtlich seines Verhältnisses zu Ab- 
kommen zwischen einem der Vertragstaaten und anderen 
Staaten auf, so bemühen sich die zuständigen Behörden, 
die Frage möglichst schnell im Wege der Verständigung 
zu regeln. 


"Article XV A 

(1) A German Company or Organization operated ex- 
clusively for religious, charitable, scientific, educational 
or public purposes shall be exempt from tax by the 
United States, if and to the extent that — 

(a) such Company or Organization is exempt from tax 
in the Federal Republic, and 

(b) such Company or Organization would be exempt from 
tax in the United States if it were organized, and 
carried on all its activities, in the United States. 

(2) A United States Corporation or organization 
operated exclusively for religious, charitable, scientific, 
educational or public purposes shall be exempt from tax 
by the Federal Republic, if and to the extent that — 

(a) such Corporation or organization is exempt from tax 
in the United States, and 

(b) such Corporation or organization would be exempt 
from tax in the Federal Republic if it were a German 
Company or organization and carried on all its 
activities in the Federal Republic." 

Article 14 

Article XVI paragraph (1) of the Convention shall be 
deleted and replaced by: 

"(1) The competent authorities of the contracting States 
shall exchange such Information (being Information avail- 
able under the respective taxation laws of the contracting 
States) as is necessary for carrying out the provisions 
of the present Convention or for the prevention of fraud 
or the like in relation to the taxes which are the subject 
of the present Convention. Any information so exchanged 
shall be treated as secret but may be disclosed to persons 
(including a court or administrative body) concerned 
with assessment, Collection, enforcement or prosecution 
in respect of taxes which are the subject of the present 
Convention. No information shall be exchanged which 
would disclose any trade, business, industrial or Pro- 
fessional secret or any trade process." 


Article 15 

Article XVII of the Convention shall be deleted and 
replaced by the following: 

"Article XVII 

(1) Where a taxpayer shows proof that the action 
of the tax authorities of the contracting States has re- 
sulted or will result in double taxation contrary to the 
provisions of the present Convention, he shall be entitled 
to present his case to the State of which he is a Citizen 
or a resident, ‘or, if the taxpayer Is a Company or a Cor- 
poration of one of the contracting States, to that State. 
Should the taxpayer's claim be deemed worthy of con- 
sideration, the competent authority of the State to which 
the Claim is made shall endeavor to come to an agree- 
ment with the competent authority of the other State 
with a view to avoidance of double taxation. 

(2) The competent authorities of the contracting States 
may communicate with each other directly to implement 
the provisions of the present Convention. Should any 
difficulty or doubt arise as to the Interpretation or 
application of the present Convention, or its relation- 
ship to conventions between one of the contracting 
States and any other state, the competent authorities 
shall endeavor to settle the question as quickly as 
possible by mutual agreement. 
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(3) Insbesondere können die zuständigen Behörden der 
Vertragstaaten einander konsultieren, um durch Verstän- 
digung, wenn möglich, zu erreichen, daß 

a) die gewerblichen Gewinne einem Unternehmen eines 
der Vertragstaaten und einer in dem anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte übereinstimmend zugerechnet 
werden, 

b) die Gewinne zwischen verbundenen Unternehmen nach 
Artikel IV übereinstimmend aufgeteilt werden oder 

c) die Quelle für bestimmte Einkünfte übereinstimmend 
festgelegt wird. 

Erzielen die zuständigen Behörden eine solche Verständi- 
gung, so werden die Vertragstaaten die Steuern von die- 
sen Einkünften entsprechend der Verständigung erheben, 
erstatten oder anredinen." 

Artikel 16 

Dieses Protokoll gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Protokolls eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 17 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieses Protokoll tritt am Tage des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft; es ist auf die Steuerjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem ersten Januar des 
Jahres beginnen, in dem der Austausch der Ratifikations- 
urkunden stattfindet, jedoch mit der Ausnahme, daß 

a) Artikel 4 auf die am oder nach dem 1. Januar 1965 ge- 
zahlten Dividenden und Absatz 3 dieses Artikels auf 
die am oder nach diesem Datum vorgenommenen 
Investitionen anzuwenden ist, 

b) Artikels auf alle am oder nach dem 1. Januar 1963 
geleisteten Zahlungen anzuwenden ist, 

Artikel 18 

(1) Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens 
vom 22. Juli 1954 und bleibt solange in Kraft, wie dieses 
Abkommen anzuwenden ist. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den ermächtigt, nach Inkrafttreten dieses Protokolls das 
Abkommen in der durch dieses Protokoll geänderten Fas- 
sung zu veröffentlichen. 


GESCHEHEN zu Bonn in vier Urschriften, je zwei in 
deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlidi ist, am siebzehnten Tage des 
Monats September 1965. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

Carstens 

Grund 

Für die 

Vereinigten Staaten von Amerika: 

George C. McGhee 


(3) In particular, the competent authorities of the con- 
tracting States may consult together to endeavor to 
agree 

(a) to the same attribution of industrial or commercial 
Profits to an enterprise of one of the contracting 
States and to its permanent establishment situated 
in the other State, 

(b) to the same allocation of profits between related 
enterprises as piovided for in Article IV, or 

(c) to the same determination of the source of particular 
items of income. 

In the event that the competent authorities reach such an 
agreement taxes shall be imposed on such income, and 
refund or credit of taxes shall be allowed, by the con- 
tracting States in accordance with such agreement." 

Article 16 

This Protocol shall also apply to Land Berlin, provided 
that the Government of the Federal Republic of Germany 
has not delivered a contrary declaration to the Govern- 
ment of the United States of America within three 
months from the date of entry into force of this Protocol. 

Article 17 

(1) The present Protocol shall be ratified and the instru- 
ments of ratification shall be exchanged at Bonn as soon 
as possible, 

(2) The present Protocol shall come into force on the 
date of the exchange of instruments of ratification; and 
the articles thereof shall have effect for taxable years 
beginning on or after the first day of January in the 
year in which such exchange takes place, except that 

(a) Article 4 shall have effect with respect to dividends 
paid on or after January 1, 1965, and paragraph (3) 
thereof shall apply to Investments made on or after 
that date, 

(b) Article 6 shall have effect with respect to any pay- 
ment made on or after January 1, 1963. 

Article 18 

(1) This Protocol shall form an integral part of the 
Convention of July 22, 1954, and shall continue in force 
as long as that Convention remains effective. 

(2) The competent authorities of the contracting States 
are authorized to publish the text of the Convention, as 
modified by this Protocol, after this Protocol comes into 
force. 


DONE at Bonn in four Originals, two each in the 
German and English languages, all four texts being 
equally authentic, this seventeenth day of September, 
1965. 

For the 

Federal Republic of Germany: 

Carstens 

Grund 

For the 

United States of America: 

George C. McGhee 
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Denkschrift 


Das vorliegende Revisionsprotokoll ändert und er- 
gänzt das deutsch- amerikanische Doppelbesteue- 
rungsabkommen vom 22. Juli 1954. Dieses Abkom- 
men war das erste deutsche Abkommen zur Ver- 
meidung der internationalen Doppelbesteuerung 
nach dem Kriege. Es hat die deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen auf eine sichere steuerliche 
Grundlage gestellt und sich damit in seiner Funk- 
tion bewährt. 

Die Entwicklung des internationalen Steuerrechts, 
wie sie namentlich in den seit 1958 veröffentlichten 
Musterlösungen der OECD ihren Ausdruck findet, 
hat im Zusammenhang mit den Bedürfnissen der 
immer enger werdenden deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsverflechtung verschiedene Bestimmungen 
des Abkommens als revisionsbedürftig erscheinen 
lassen. Grund hierfür war nicht zuletzt auch, daß das 
Abkommen von 1954 weitgehend der amerikani- 
schen Vertragskonzeption folgte, da die damals an 
einem Wiederbeginn stehende deutsche Vertrags- 
praxis erst mit ihrer Intensivierung der folgenden 
Jahre unter Anlehnung an die OECD-Empfehlungen 
eigene Gestaltungsprinzipien herausbilden konnte. 

In Anbetracht dessen fiel dem Revisionsprotokoll 
die Aufgabe zu, das Abkommen in umfassender 
Weise an die moderne Rechtsentwicklung und die 
wirtschaftlichen Gegenwartsbedürfnisse anzupassen. 
Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang insbe- 
sondere die Einbeziehung der deutschen Vermögen- 
steuer und Gewerbesteuer in das Abkommen, die 
grundsätzliche Aufhebung des Attraktionsprinzips 
bei der Unternehmensbesteuerung (eine Eigenart 
des amerikanischen Rechts), die Gleichstellung der 
know-how-Vergütungen mit den Lizenzgebühren, 
die Verbesserung der Regelungen über die Besteue- 
rung der Arbeitseinkünfte sowie die Anpassung der 
im Rahmen der deutschen Besteuerung zu gewäh- 
renden Erleichterungen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung an die neuere deutsche Vertragspraxis. 
Unmittelbarer Anlaß der Vertragsrevision und damit 
Zentralstück des Revisionsprotokolls ist indessen 
die Neuregelung der Dividendenbesteuerung. Sie 
war notwendig geworden durch die mit dem Steuer- 
änderungsgesetz 1958 eingeführte Tarifgestaltung 
bei der Körperschaftsteuer mit einem Normalsteuer- 
satz von 51 V. H. und einem Steuersatz von 15 v. H. 
für die ausgeschütteten Gewinne. Zur Angleichung 
an die damit gegebene Belastung der von einer Ge- 
sellschaft zurückbehaltenen Gewinne mit 51 v. H. 
wurden gleichzeitig die deutschen Muttergesellschaf- 
ten mit den aus ihren Schachtelbeteiligungen bezo- 
• genen Dividenden, die sie nicht weiter ausschütten, 
einer Nachsteuer von 36 v. H. (die Differenz zwi- 
schen 51 und 15 V. H.) unterworfen. Da demgegen- 
über amerikanische Muttergesellschaften nur die 
deutsche Kapitalertragsteuer zu tragen haben, das 
Abkommen diese aber bei zwischengesellschaftli- 
chen Beteiligungen von mindestens 10 v. H. auf 
15 V. H. ermäßigt, ergab sich die Notwendigkeit, 
diese Steuerermäßigung durch Wiederanhebung der 
deutschen Kapitalertragsteuer auf den Normalsatz 


von 25 V. H. aufzuheben, um damit steuerliche Wett- 
bewerbsverzerrungen, soweit als möglich, zu besei- 
tigen. 

Dieses Ziel hat auch der Deutsche Bundestag in sei- 
ner Entschließung zum Steueränderungsgesetz 1958 
(3. Wahlperiode, Drucksache 448 S. 2) herausgestellt; 
sie lautet: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, die Frage der 
Besteuerung ausländischer Inhaber von Anteilen 
an unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell- 
schaften im Zusammenhang mit der im Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag und des Verfahrensrechts 
vorgesehenen Änderung der Körperschaftsteuer- 
tarife zu prüfen und Maßnahmen zu treffen, durch 
die eine Verschiebung der Wettbewerbslage der 
unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft 
vermieden wird." 

Entsprechend dieser Entschließung ist in allen neue- 
ren deutschen Doppelbesteuerungsabkommen — 
soweit dieser Frage überhaupt Bedeutung zukommt 
— für die Ausschüttungen deutscher Tochtergesell- 
schaften an ihre zu mindestens 25 v. H. beteiligten 
Muttergesellschaften des anderen Staates die deut- 
sche Kapitalertragsteuer mit 25 v. H. aufrechterhal- 
ten worden. Das Revisionsprotokoll bringt diese 
verschärfte Besteuerung im Verhältnis zu den USA 
schon für Beteiligungen von mindestens 10 v. H. zur 
Anwendung, da auf Grund der Gestaltung der ame- 
rikanischen Besteuerung schon von dieser Beteili- 
gungsgrenze ab Wettbewerbsverzerrungen zu be- 
sorgen sind. Andererseits ist, zumal die Dividenden 
in den USA nicht steuerfrei sind, die Erhebung der 
vollen deutschen Kapitalertragsteuer auf die Fälle 
beschränkt worden, in denen durch Reinvestition 
der Dividenden bei der deutschen Tochtergesellschaft 
Wettbewerbs Verschiebungen gegenüber anderen 
deutschen Unternehmen eintreten können. 

Die Revisionsverhandlungen wurden im Anschluß 
an die o. a. Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages schon im Februar 1959 aufgenommen. Sie 
wurden vom 26, Mai bis 30. Juni 1960 in Washington 
und vom 1. bis 4. Oktober 1962 in Bonn fortgesetzt. 
Aber erst in den anschließenden Verhandlungen 
vom 30. Juni bis 17. Juli 1964 in Washington gelang 
es, die amerikanische Seite von der Ablehnung des 
deutschen Verhandlungsbegehrens abzubringen und 
Einverständnis über die Grundzüge der nunmehr 
getroffenen Neuregelung zu erzielen. Die Einzel- 
regelungen wurden bei den abschließenden Verhand- 
lungen in Bonn vom 12. bis 17. Oktober 1964 in 
einem paraphierten Entwurf des Revisionsprotokolls 
festgelegt. 

Auch nach der durch das Revisionsprotokoil einge- 
führten Neuregelung wird wie im bisherigen Ab- 
kommen und in Anlehnung an die Struktur der 
übrigen deutschen Doppelbesteuerungsabkommen 
die Doppelbesteuerung vermieden, indem auf der 
einen Seite die Besteuerung im Quellenstaat be- 
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grenzt, eingeschränkt oder aufgehoben wird. Soweit 
danach eine Steuer im Quellenstaat noch zulässig 
bleibt, wird auf der anderen Seite die Besteuerung 
im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen einge- 
schränkt, um die doppelte Besteuerung zu beseiti- 
gen. Auf deutscher Seite ist hierzu in Änderung des 
bisherigen Abkommens neben der Steuerbefreiung 
teilweise die Steueranrechnung eingeführt worden, 
so namentlich für Dividenden aus Streubesitz. 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt, für welche Steuern das Ab- 
kommen gilt. Im Gegensatz zu der bisherigen Rege- 
lung erstreckt sich das Abkommen nunmehr auch 
auf die Gewerbesteuer und die Vermögensteuer. 
Diese Ausweitung des sachlichen Geltungsbereichs 
des Abkommens trägt dem Bedürfnis der internatio- 
nal tätigen Wirtschaft nach einer umfassenden Be- 
seitigung der Doppelbesteuerung Rechnung. Sie hat 
darüber hinaus zur Folge, daß die deutschen Kapital- 
gesellschaften für ihre wesentlichen Beteiligungen 
an amerikanischen Gesellschaften das „internatio- 
nale" Schachtelprivileg auch bei den vermögensab- 
hängigen Steuern erhalten (vgl. Artikel 12). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel definiert den Betriebstättenbegriff, 
der die Voraussetzungen abgrenzt, unter denen ein 
Unternehmen des einen Staates in dem anderen 
Staat besteuert werden darf. Das Revisionsprotokoll 
enthält eine völlig neue Fassung des Betriebstätten- 
begriffs, die sich jedoch inhaltlich weitgehend mit 
den bisherigen Begriffsvoraussetzungen deckt. Die 
Grenzen des neuen Betriebstättenbegriffs sind je- 
doch aus dem Ziel, den zwischenstaatlichen Wirt- 
schaftsverkehr von steuerlichen Hindernissen mög- 
lichst frei zu halten, in einigen Fällen enger gezogen 
worden. So wird anders als bisher durch einen Ver- 
treter, der über ein Warenlager verfügt, noch keine 
Betriebstätte begründet. Außerdem ist zu den ver- 
schiedenen Ausnahmetatbeständen, die als Betrieb- 
stätte ausscheiden [vgl. Neufassung Artikel II (1) (c) 
(cc)], festgelegt worden, daß auch ihre Häufung 
nicht zur Annahme einer Betriebstätte führt. 

Entsprechend der OECD-Empfehlung wird nunmehr 
auch „ein Ort der Leitung" des Unternehmens als 
Betriebstätte angesehen. In Bestätigung der üblichen 
Auslegung dieses Begriffs ist in einer Verständi- 
gungsniederschrift der beiden Verhandlungsdelega- 
tionen festgehalten worden, daß ein Hotelzimmer 
oder ähnlicher Raum, der vorübergehend von Per- 
sonen benutzt wird, welche in dem Unternehmen 
leitende Funktionen ausüben, nicht als Ort der 
Leitung gilt. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ändert den Artikel III über die Be- 
steuerung der gewerblichen Gewinne. Die bisherige 
Regelung folgte der im amerikanischen Recht ver- 
ankerten Attraktivkraft der Betriebstätte mit der 
Folge, daß bei Vorhandensein einer Betriebstätte 
das Unternehmen mit sämtlichen, also auch mit den 
nicht durch die Betriebstätte erzielten Einkünften 
aus dem Betriebstättenstaat der dortigen Besteue- 
rung unterworfen war. 


Das Revisionsprotokoll führt demgegenüber in An- 
lehnung an das OECD-Musterabkommen das soge- 
nannte Zurechnungsprinzip ein. Danach berechtigt 
die Betriebstätte nur zur Besteuerung derjenigen 
Gewinne, die durch die Betriebstätte erzielt sind. 
Mit dieser Regelung ist einer der wichtigsten Unter- 
schiede des deutsch-amerikanischen Abkommens 
gegenüber den übrigen deutschen Doppelbesteue- 
rungsabkommen abgebaut worden. 

Um mögliche Umgehungen auszuschließen, ist das 
Attraktionsprinzip allerdings nicht voll aufgehoben 
worden. Für Gewinne, die aus dem Betriebstätten- 
staat nicht durch die Betriebstätte, sondern vom 
Stammhaus direkt erzielt werden, bleibt der Betrieb- 
stättenstaat steuerberechtigt, soweit es sich um den 
Verkauf von Waren der gleichen Art, wie die von 
der Betriebstätte verkauften, oder um Geschäfte der 
gleichen Art, wie sie die Betriebstätte tätigt, handelt. 

Der neu hinzugefügte Absatz 5 des Artikels III legt 
im einzelnen fest, was zu den gewerblichen Gewin- 
nen gehört. Dazu wird in Bestätigung der üblichen 
Vertragsauslegung festgelegt, daß die Artikel über 
die Besteuerung der Dividenden, Zinsen, Lizenz- 
gebühren, Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, 
Veräußerungsgewinne und Einkünfte aus Arbeit der 
Bestimmung über die Besteuerung des gewerblichen 
Gewinns Vorgehen. Besondere Beachtung verdient 
indessen, daß in die gewerblichen Gewinne auch 
solche Einkünfte einbezogen werden, die ein Unter- 
nehmen dadurch erzielt, daß es Dienstleistungen 
durch seine Angestellten oder andere Kräfte er- 
bringen läßt. Damit scheidet für die Gesellschaften, 
die im anderen Staat, ohne dafür eine Betriebstätte 
zu benutzen, Beratungsdienste leisten, die dortige 
Besteuerung aus. 


^u Artikel 4 

1. Diese Bestimmung ändert den Artikel VI des Ab- 
kommens über die Besteuerung der Dividenden 
nach zwei Richtungen: 

a) Während das bisherige Abkommen keine Be- 
grenzung für die Besteuerung im Quellenstaat 
— abgesehen von den zwischengesellschaft- 
lichen Beteiligungen von 10 v. H. und mehr — 
enthielt, sieht das Revisionsprotokoll vor, daß 
die Steuer des Quellenstaates 15 v. H. des 
Bruttobetrages der Dividenden nicht über- 
steigen darf. Damit ist die Dividenden-Rege- 
lung als einer der wichtigsten Punkte eines 
Doppelbesteuerungsabkommens dem OECD- 
Musterabkommen und den auch in allen 
neueren deutschen Doppelbesteuerungsabkom- 
men befolgten Grundsätzen angepaßt worden. 
Die Begrenzung der Quellenbesteuerung von 
15 V. H. gilt für alle Fälle des Dividenden- 
bezugs, gleich ob der Empfänger eine juri- 
stische oder natürliche Person ist, und un- 
abhängig von der Höhe der Beteiligung, ist 
jedoch durch folgenden Vorbehalt ergänzt. 

b) Solange in der Bundesrepublik die Körper- 
schaftsteuer von den ausgeschütteten Ge- 
winnen nach einem Satz erhoben wird, der 
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mindestens 20 Punkte niedriger ist als der Satz 
der Körperschaftsteuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne, darf bei Dividenden, die eine 
amerikanische Körperschaft von einer deut- 
schen Gesellschaft bezieht, deren stimmberech- 
tigte Anteile ihr zu mindestens 10 v. H. un- 
mittelbar gehören, die deutsche Kapitalertrag- 
steuer bis zur vollen Höhe von 25 v. H. 
erhoben werden, soweit die Dividenden bei 
der ausschüttenden Gesellschaft reinvestiert 
werden. Entsprechendes gilt für die aus- 
schüttenden amerikanischen Tochtergesell- 
schaften, hat jedoch keine praktische Be- 
deutung, da in den USA ein ermäßigter 
Körperschaftsteuersatz für die ausgeschütteten 
Gewinne nicht besteht. 

2. Die Aufrechterhaltung der deutschen Kapital- 
ertragsteuer in den vorgenannten Fällen hängt 

— wie schon die vorausgesetzte Tarifgestaltung 
zeigt — damit zusammen, daß in der Bundes- 
republik der ausgeschüttete Gewinn gegenüber 
dem normalen Satz von 51 v. H. nur mit einer 
Körperschaftsteuer von 15 v. H. belegt wird. Um 
eine unangemessene Beanspruchung dieser 
Steuerermäßigung auszuschließen, haben deutsche 
Muttergesellschaften, die auf Grund des Schach- 
telprivilegs nach § 9 KStG mit den Dividenden 
steuerfrei sind, auf diese eine Nachsteuer von 
36 V H. zu entrichten, wenn sie die Dividenden 
nicht weiter ausschütten, diese also im Konzern 
verbleiben. Da die amerikanischen Muttergesell- 
schaften dieser Nachsteuer nicht unterliegen, 
hatten sie es in der Hand, durch Veranlassung 
entsprechender Ausschüttungen ihrer deutschen 
Tochtergesellschaften den Vorteil der ermäßigten 
Körperschaftsteuer zu erlangen, ohne daß die 
Tochtergesellschaft für ihre Finanzierung auf die 
ausgeschütteten Beträge zu verzichten brauchte-, 
denn die amerikanische Muttergesellschaft konnte 
die als Dividende erklärten Beträge als Kapital- 
erhöhung, als Darlehen oder in sonstiger Weise 
ihrer deutschen Tochtergesellschaft wieder zu- 
führen, ohne damit die von einer deutschen Ge- 
sellschaft oder einem deutschen Konzern auf die 
zurückbehaltenen Gewinne zu tragende körper- 
schaftsteuerliche Belastung von 51 v. H. hin- 
nehmen zu müssen. Zwar muß die amerikanische 
Muttergesellschaft — im Gegensatz zu einer deut- 
schen — auf die Ausschüttungen ihrer deutschen 
Tochtergesellschaft noch die deutsche Kapital- 
ertragsteuer tragen, deren Wirkung als Gegen- 
belastung aber dadurch verringert war, daß das 
Abkommen sie von 25 v. H. auf 15 v. H. er- 
mäßigte. Aus diesem Grunde war es notwendig, 
bei Gewinnausschüttungen an amerikanische Ge- 
sellschaften, die hierauf keine als Ausgleich hin- 
reichende amerikanische Steuer zu zahlen haben 

— das ist bei Beteiligungen von 10 v. H. oder 
mehr der Fall — die deutsche Kapitalertragsteuer 
in voller Höhe aufrechtzuerhalten, wenn die 
Dividenden bei der deutschen Tochtergesellschaft 
reinvestiert werden und dadurch zugunsten die- 
ser ein steuerlicher Wettbewerbsvorteil gegen- 
über anderen deutschen Gesellschaften eintreten 
kann. 


Im einzelnen ist aus der Regelung hervorzuheben: 

a) Als Reinvestition, die zur vollen Dividenden- 
besteuerung führt, ist jede unmittelbare oder 
mittelbare Zuführung von Geld oder anderen 
Vermögenswerten, gleich ob zur Erhöhung des 
Gesellschaftskapitals als Darlehen oder in 
irgendeiner anderen Anlageform anzusehen. 
Aus dem Ziel der Regelung, Fälle zu treffen, 
in denen die ausschüttende deutsche Gesell- 
schaft die als Dividenden erklärten Beträge 
wirtschaftlich zur Verfügung behält, scheiden 
Kreditgewährungen im Rahmen der üblichen 
Abwicklung von Geschäften zwischen der 
Tochter- und Muttergesellschaft aus. In diesem 
Sinne ist in der Verständigungsniederschrift 
festgehalten, daß Darlehen, die nicht mehr als 
eine nur vorübergehende Stärkung des Ver- 
mögens der ausschüttenden Gesellschaft dar- 
stellen, wie z. B. Lieferantenkredite, die ent- 
sprechend allgemein brancheüblichen Zah- 
lungsbedingungen gewährt werden, nicht als 
Reinvestition gelten. Ebenso gilt die Verlän- 
gerung von Darlehen, die bei der erstmaligen 
Anwendung der Neuregelung schon be- 
standen, oder ihre Umwandlung in Gesell- 
schaftskapital nicht als Reinvestition. 

b) Um einerseits den Wirtschaftsverkehr zwi- 
schen den verflochtenen deutsch-amerika- 
nischen Unternehmen nicht unnötig zu 
erschweren und andererseits die Anwendung 
der Neuregelung von Einzelabgrenzungen 
nach Möglichkeit zu entlasten, ist eine Baga- 
tellgrenze vorgesehen, wonach die Investitio- 
nen, die 7,5 v. H. der Dividenden desselben 
Jahres nicht übersteigen, außer Ansatz blei- 
ben. Hier handelt es sich nicht um einen Frei- 
betrag, sondern um eine Freigrenze, so daß 
bei Überschreitung der Grenze von 7,5 v. H. 
der Gesamtbetrag der Investitionen die volle 
deutsche Kapitalertragsteuer auslöst. 

c) Um Umgehungen zu vermeiden, sind den In- 
vestitionen eines Jahres die Dividenden eines 
Dreijahreszeitraums gegenüberzustellen, und 
zwar die Dividenden des vorangegangenen, 
desselben und des folgenden Jahres. Damit 
die Dividenden dieses Dreijahreszeitraums 
voll für die Verrechnung zum Ansatz kom- 
men, ist weiterhin bestimmt, daß sich die 
Investitionen zunächst auf die Besteuerung der 
Dividenden des vorangegangenen Jahres, als- 
dann des gleichen und schließlich des folgen- 
den Jahres auswirken sollen. 

Diese Regelung bedeutet aus der umgekehrten 
Sicht, daß gegen die Dividenden eines Jahres 
zunächst die Investitionen des vorangegange- 
nen, sodann diejenigen des laufenden und 
danach diejenigen des folgenden Jahres zu 
verrechnen sind. Durch diese vorgesehene 
Reihenfolge wird verhindert, daß die Investi- 
tionen aus dem vorangegangenen Jahr bei 
entsprechend hohen Investitionen im Jahr 
der Dividendenausschüttung sich nicht mehr 
steuererhöhend auswirken können. 
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d) Da für die Dividenden eines Jahres auch die 
Investitionen des folgenden Jahres in Betracht 
zu ziehen sind, kann erst nach Ablauf des fol- 
genden Jahres endgültig übersehen werden, 
ob und inwieweit die Dividenden der vollen 
Steuer unterworfen werden müssen. Gleich- 
wohl braucht der amerikanische Dividenden- 
gläubiger nicht bis zu diesem Zeitpunkt zu 
warten, um in den Genuß der ermäßigten 
Kapitalertragsteuer zu kommen. Er kann 
schon zuvor die Ermäßigung der Kapitalertrag- 
steuer beanspruchen, allerdings unter dem 
Vorbehalt, daß der nachgelassene oder er- 
stattete Steuerbetrag nachzuzahlen ist, wenn 
sich später herausstellt, daß auf Grund einer 
Reinvestition die volle Steuer geschuldet wird. 
Für die Nachzahlung haften Dividenden- 
gläubiger und -Schuldner gesamtschuldnerisch. 

3. Artikel VI Abs. 7 der Neufassung enthält den in 
den neueren deutschen Doppelbesteuerungs- 
abkommen üblichen, dem OECD-Musterartikel 
entsprechenden Vorbehalt zugunsten des Betrieb- 
stättenprinzips. Danach findet die Dividenden- 
regelung keine Anwendung, wenn die Dividende 
auf eine Beteiligung gezahlt wird, die zu der 
Betriebstätte tatsächlich gehört. Zur Auslegung 
dieses Erfordernisses ist in der Verständigungs- 
niederschrift festgehalten, daß die Beteiligung 
dann als zur Betriebstätte tatsächlich gehörend 
anzusehen ist, wenn sie 

a) in der Betriebstätte gehalten wird oder 

b) vom Unternehmen zu dem Zweck gehalten 
wird, die Geschäftstätigkeit der Betriebstätte 
zu fördern oder 

wenn die Tätigkeit der Betriebstätte wesent- 
lich zur Erzielung der Dividende beigetragen 
hat. 

Zu Artikel 5 

Artikel VII in seiner neuen Fassung erstreckt die 
Befreiung von der Steuer im Quellenstaat auch auf 
die Zinsen aus grundpfandrechtlich gesicherten For- 
derungen. Auch diese Zinsen dürfen künftig anders 
als nach dem bisherigen Abkommen, wonach der 
Belegenheitsstaat steuerberechtigt war, nur noch im 
Wohnsitzstaat besteuert werden. 

Wegen des Betriebstättenvorbehalts wird auf die 
Bemerkungen zu Artikel 4 Nr. 3 verwiesen. 

Zu Artikel 6 

Diese Bestimmung ändert Artikel VIII über die Be- 
steuerung der Lizenzgebühren. Sie läßt den schon 
bisher geltenden Grundsatz der ausschließlichen Be- 
steuerung im Wohnsitzstaat unberührt, bezieht nun- 
mehr aber auch die know-how-Vergütungen in den 
Begriff der Linzenzgebühren ein. 

Nach der alten Vorschrift war die Behandlung dieser 
Einkünfte zwischen den Vertragstaaten streitig. Im 
Gegensatz zur amerikanischen Seite wurde von der 
deutschen Verwaltung die Auffassung vertreten, daß 
der Lizenzgebührenartikel alter Fassung, da er bei 
der Grenzziehung auf Vermögenswerte oder Rechte 
abstellt, sich nicht auf know-how-Vergütungen er- 


streckt, so daß diese Einkünfte der deutschen 
Quellensteuer von 25 v. H. unterworfen blieben. In- 
dem diese Einkünfte nunmehr, dem OECD-Muster- 
artikel entsprechend, in den Begriff der Lizenz- 
gebühren einbezogen sind, werden sie unter Aus- 
räumung der bisherigen Streitfrage von der bis- 
herigen Besteuerung im Quellenstaat freigestellt. 
Dabei soll die Neuregelung nach Artikel 17 Abs. 2 
Buchstabe b des Revisionsprotokolls rückwirkend 
auf alle am oder nach dem 1. Januar 1963 geleisteten 
Zahlungen Anwendung finden. 

In der Verständigungsniederschrift ist im übrigen 
festgelegt, daß die Neuregelung nicht die Auslegung 
beeinflußt, die dem Artikel VIII in seiner alten Fas- 
sung zu geben ist. Damit soll verhindert werden, 
daß aus der Neuregelung Schlußfolgerungen gegen 
die Auffassung des einen oder anderen Vertrag- 
staates zur Auslegung des Artikel VIII alter Fas- 
sung hergeleitet werden. 

Wegen des Betriebstättenvorbehalts wird auf die 
Bemerkungen zu Artikel 4 Nr. 3 verwiesen. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel, der den Artikel IX des Abkommens 
über die Besteuerung der Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen neu faßt, läßt den Grundsatz un- 
berührt, daß die Einkünfte im Belegenheitsstaat be- 
steuert werden dürfen. 

Eine bedeutsame Klarstellung bringt das Revisions- 
protokoll zu Absatz 2 des Artikels. Nach seiner bis- 
herigen Fassung konnte der Steuerpflichtige ver- 
langen, auf Grund des Reineinkommens, d. h. so 
besteuert zu werden, als ob er im Belegenheitsstaat 
durch eine Betriebstätte tätig gewesen wäre. Diese 
Vorschrift, obwohl nur für die Besteuerung in den 
USA, nicht aber für die deutsche Besteuerung von 
Bedeutung, hat wegen der Bezugnahme auf die ge- 
werbliche Tätigkeit auf deutscher Seite zu Aus- 
legungsstreitigkeiten geführt. Die Neufassung ent- 
hält keine sachliche Änderung, formuliert aber 
genauer, daß der Steuerpflichtige verlangen kann, 
nach dem Nettoergebnis zu den gewöhnlichen 
Steuersätzen des Belegenheitsstaates besteuert zu 
werden. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel führt erstmalig als Artikel IX A eine 
Vorschrift über die Besteuerung der Veräüßerungs- 
gewinne ein: 

Veräußerungsgewinne einer Person mit Wohnsitz in 
einem Vertragstaat oder einer Gesellschaft dieses 
Staates sind in dem andern Staat grundsätzlich 
steuerbefreit. Dies soll nach der Verständigung der 
Verhandlungsdelegationen namentlich für die Ge- 
winne aus Verkauf, Liquidierung oder sonstiger Ver- 
äußerung einer wesentlichen Beteiligung an einer 
Gesellschaft gelten. 

Von diesem Grundsatz sind drei Ausnahmen vor- 
gesehen: 

Die erste Ausnahme betrifft Gewinne aus der Ver- 
äußerung unbeweglichen Vermögens. 

Die zweite Ausnahme gilt für Gewinne aus der Ver- 
j äußerung eines Vermögenswertes, der zu einer Be- 
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triebstätte tatsächlich gehört. Für die Auslegung 
haben sich die Verhandlungsdelegationen darüber 
verständigt, daß Wirtschaftsgüter dann zu einer Be- 
triebstätte „tatsächlich gehören", wenn sie in der 
Betriebstätte gehalten werden oder zu dem Zwecke 
gehalten werden, die Geschäftstätigkeit der Betrieb- 
stätte zu fördern. 

Eine weitere Ausnahme soll gelten, wenn eine natür- 
liche Person mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
sich insgesamt mindestens 183 Tage während des 
Steuerjahres in den USA aufhält und der veräußerte 
Vermögenswert nicht länger als 6 Monate im Eigen- 
tum dieser Person stand. Diese Ausnahme ist nur 
für die amerikanische Seite vorgesehen-, sie hätte 
im umgekehrten Fall für die deutsche Besteuerung 
keine praktische Bedeutung. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel ändert Artikel X des Abkommens über 
die Besteuerung der Vergütungen für Arbeit oder 
persönliche Dienstleistungen, einschließlich der freien 
Berufe und der Tätigkeit als Aufsichtsrat. Abwei- 
chend von der alten Regelung sind diese Einkünfte 
bei einer natürlichen Person mit Wohnsitz in einem 
Vertragstaat in dem anderen Vertragstaat steuer- 
befreit, wenn die Tätigkeit nicht in diesem Staat 
ausgeübt wird. Damit wird auf deutscher Seite die 
beschränkte Steuerpflicht auf Grund der bloßen Ar- 
beitsverwertung im Inland (§ 49 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
EStG) ausgeschlossen. Diese Regelung entspricht 
dem OECD-Musterartikel und ist auch in den an- 
deren neueren deutschen Doppelbesteuerungsab- 
kommen enthalten. 

Im übrigen enthält die neue Fassung die übliche 
Klausel, wonach die Einkünfte im Tätigkeitsstaat 
steuerbefreit sind, wenn sich der Steuerpflichtige 
insgesamt nicht länger als 183 Tage während eines 
Steuerjahres im Tätigkeitsstaat aufhält und gewisse 
weitere Voraussetzungen erfüllt sind. Diese Klausel 
bestand in ähnlicher Form schon in der bisherigen 
Vorschrift. Sie ist an die Musterempfehlung der 
OECD angeglichen worden, allerdings — wie schon 
bisher — unter Ausdehnung auch auf die Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit. 

Die im bisherigen Abkommen vorgesehene Befrei- 
ung im Staat der Arbeitsausübung bei Einkünften 
von nicht mehr als 3 000 Dollar ist gestrichen 
worden. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel ersetzt den bisherigen Artikel XI des 
Abkommens über die Vergütungen aus „öffent- 
lichen Kassen". Die wesentlichste Neuerung besteht 
darin, daß künftig auch Vergütungen für Schäden, 
die aus Kriegshandlungen oder politischer Verfol- 
gung entstanden sind, im Wohnsitzstaat steuer- 
befreit sind. An dieser Regelung ist die deutsche 
Seite interessiert, damit die deutschen, nach deut- 
schem Recht steuerbefreiten Wiedergutmachungs- 
leistungen — entsprechend den Regelungen in den 
anderen deutschen Abkommen — nicht durch eine 
Besteuerung in den USA geschmälert werden kön- 
nen. Diese Leistungen sind schon nach innerameri- 
kanischem Recht bei den in den USA ansässigen Be- 
ziehern steuerfrei. 


Zu Artikel 11 

Der neu eingeführte Artikel XIV A regelt die Ver- 
mögensbesteuerung. Die Regelung für die einzelnen 
Vermögensteile entspricht in Übereinstimmung mit 
dem OECD-Musterartikel den Bestimmungen, die 
für die entsprechenden Einkünfte getroffen sind. 

Zu Artikel 1 2 

Dieser Artikel ändert Artikel XV Abs. 1 des Ab- 
kommens, der bestimmt, wie der Staat, in dem ein 
Steuerpflichtiger unbeschränkt steuerpflichtig ist, 
die Doppelbesteuerung der Einkünfte beseitigt, die 
nach dem Abkommen auch vom andern Staat be- 
steuert werden dürfen. Auf deutscher Seite wurde 
der Anwendungsbereich des Artikels auch auf die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung des Vermögens 
ausgedehnt. 

1. Buchstabe a des neugefaßten Absatzes legt fest, 
wie die USA die Doppelbesteuerung vermeiden. 
Die USA können ihre Staatsangehörigen, die Per- 
sonen mit Wohnsitz in den USA und die ameri- 
kanischen Körperschaften, also die nach ameri- 
kanischem Steuerrecht in den USA unbeschränkt 
Steuerpflichtigen, weiterhin so besteuern, wie es 
den inneramerikanischen Steuervorschriften ent- 
spricht. Auf die amerikanische Steuer wird jedoch 
die für die Einkünfte aus Quellen der Bundes- 
republik gezahlte deutsche Steuer angerechnet 
{Anrechnungsmethode) . 

Von der Anrechnung ausgenommen sind die deut- 
schen Steuern, die der amerikanischen Einkom- 
mensteuer nicht entsprechen, wie die Vermögen- 
steuer und die Gewerbesteuer, soweit sie nicht 
nach dem Gewerbeertrag bemessen ist (Gewerbe- 
kapital- und Lohnsummensteuer). Die deutsche 
Steuer ist im übrigen nur insoweit anrechnungs- 
fähig, als sie den Teil der amerikanischen Steuer 
nicht übersteigt, der dem Verhältnis der Einkünfte 
aus Quellen innerhalb der Bundesrepublik zu den 
gesamten Einkünften des Steuerpflichtigen ent- 
spricht. Das schließt weitergehende Anrechnungs- 
ansprüche nach dem inneramerikanischen Recht 
nicht aus. 

2. Buchstabe b des neugefaßten Artikels XV Abs. 1 
regelt die Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den in der Bundesrepublik unbeschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen und juristischen Per- 
sonen. Dabei ist bei natürlichen Personen zusätz- 
lich zu unterscheiden, ob der Steuerpflichtige nur 
in der Bundesrepublik ansässig ist oder ob er dar- 
über hinaus auch einen Wohnsitz in den USA hat 
oder die amerikanische Staatsangehörigkeit be- 
sitzt. 

a) Nach der Neuregelung werden bei natürlichen 
und juristischen Personen, die in der Bundes- 
republik ansässig sind, die Einkünfte aus 
Quellen innerhalb der Vereinigten Staaten und 
die dort gelegenen Vermögensteile von der 
deutschen Besteuerung freigestellt, soweit sie 
nach dem Abkommen nicht von der amerika- 
nischen Steuer befreit sind. Die Bundesrepu- 
blik behält aber das Recht, die auf diese 
Weise ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögensteile bei der Festsetzung des Steuer- 
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Satzes für das übrige Einkommen und Ver- 
mögen zu berücksichtigen. Damit hat das 
Revisionsprotokoll die schon im bisherigen 
Abkommen enthaltene Freistellungsmethode 
mit Progressionsvorbehalt, unter Ausdehnung 
auf die Vermögensteuer, beibehalten. 

Die Steuerbefreiung gilt auch für Dividenden, 
wenn Dividendenempfänger eine deutsche 
Kapitalgesellschaft ist, der mindestens 25v.H. 
der stimmberechtigten Anteile der ausschüt- 
tenden amerikanischen Körperschaft unmittel- 
bar gehören. Voraussetzung ist allerdings, daß 
die Dividenden in den USA steuerpflichtig 
sind, um die Steuerbefreiung auf die Fälle zu 
beschränken, in denen eine entsprechende 
Vorbelastung durch amerikanische Steuer ge- 
sichert ist. Im übrigen ist die Steuerbefrei- 
ung entsprechend der Ausdehnung des Ab- 
kommens auf die vermögensabhängigen 
Steuern auch auf die Beteiligungen selbst er- 
streckt worden. Die dargelegte Regelung be- 
zweckt, die für innerstaatliche Schachtelbeteili- 
gungen geltende Steuerbefreiung auch auf 
entsprechende Beteiligungen an amerikani- 
schen Tochtergesellschaften auszudehnen. 

Entgegen der Regelung im bisherigen Abkom- 
men gilt die Steuerbefreiung nach dem Revi- 
sionsprotokoll nicht mehr für Dividenden, die 
nicht aus zwischengesellschaftlichen Schachtel- 
beteiligungen stammen. Hier kommt vielmehr 
entsprechend der neueren deutschen Vertrags- 
praxis die Steueranrechnung zur Anwendung. 
Danach kann die Quellensteuer auf die deut- 
sche Steuer angerechnet werden, soweit sie 
auf die ausländischen Einkünfte entfällt. Die 
Beteiligungen selbst bleiben in diesen Fällen 
der ausschließlichen deutschen Besteuerung 
unterworfen. 

Die Steueranrechnung gilt im übrigen auch für 
Vergütungen und Ruhegehälter, die aus 
öffentlichen Kassen der USA an in der Bun- 
desrepublik ansässige Personen gezahlt wer- 
den, die die deutsche Staatsangehörigkeit be- 
sitzen, weil in diesem Falle grundsätzlich die 
Bundesrepublik als Wohnsitzstaat das Be- 
steuerungsrecht beansprucht. 

b) Hat die in der Bundesrepublik ansässige Per- 
son auch einen Wohnsitz in den USA oder ist 
sie amerikanischer Staatsangehöriger, so wird 
die Doppelbesteuerung in Anlehnung an die 
unter Buchstabe a dargelegte Regelung ver- 
mieden. Damit kann in gleichem Umfang 
Steuerbefreiung beansprucht werden, wie sie 
den ausschließlich in der Bundesrepublik an- 
sässigen Personen zusteht. Soweit diesem Per- 
sonenkreis keine Steuerbefreiung eingeräumt 
ist, kann der in der Bundesrepublik ansässige 
Steuerpflichtige, der auch in den USA einen 
Wohnsitz hat oder die amerikanische Staats- 
angehörigkeit besitzt, nur verlangen, daß die 
amerikanische Steuer entsprechend den Grund- 
sätzen des § 34 c EStG auf die deutsche Steuer 


angerechnet wird. Darin liegt eine bedeut- 
same Änderung für die in der Bundesrepublik 
ansässigen amerikanischen Staatsangehörigen, 
die nach dem bisherigen Abkommen von der 
deutschen Steuer auf ihr amerikanisches Ein- 
kommen befreit waren, soweit sie dieses in 
den USA zu versteuern hatten. Entsprechen- 
des ist bisher im Billigkeitswege auch den Per- 
sonen mit doppeltem Wohnsitz eingeräumt 
gewesen. 

Zu Artikel 13 

Der neu eingeführte Artikel XV A enthält eine Son- 
dervorschrift für die steuerliche Behandlung gemein- 
nütziger Einrichtungen. Jeder der beiden Vertrag- 
staaten gewährt für solche Einrichtungen des ande- 
ren Staates, die dort steuerbefreit sind, in gleichem 
Umfang Steuerbefreiung wie für die in seinem Ge- 
biet errichteten entsprechenden Einrichtungen. 

Zu Artikel 14 

Die Auskunftsklausel des Artikels XVI Abs. 1 des 
Abkommens ist dahin ergänzt worden, daß die Aus- 
künfte, die ein Vertragstaat dem anderen Staat zu- 
gänglich macht, nunmehr auch denjenigen Personen, 
einschließlich Gerichten oder Verwaltungsbehörden, 
des um Auskunft nachsuchenden Staates zugänglich 
gemacht werden dürfen, die sich mit einer strafrecht- 
lichen Verfolgung im Zusammenhang mit der Ver- 
anlagung, Erhebung oder Einziehung einer unter das 
Abkommen fallenden Steuer befassen. 

Zu Artikel 1 5 

Die Vorschrift des Artikels XVII über das Verstän- 
digungsverfahren ist neu gefaßt und durch die — 
nicht erschöpfende — Aufzählung einiger besonders 
wichtiger Konsultationsfälle ergänzt worden. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel enthält die in der deutschen Vertrags- 
praxis übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über die 
Ratifizierung, das Inkrafttreten und die erstmalige 
Anwendung des vorliegenden Protokolls. Das Re- 
visionsprotokoll tritt am Tage des Austauschs der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und wird dann — 
abgesehen von der Sonderregelung für Dividenden 
und Lizenzgebühren — erstmalig auf das Steuerjahr 
angewendet, in dem der Austausch der Ratifika- 
tionsurkunden stattfindet. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel erklärt das vorliegende Revisions- 
protokoll zum Bestandteil des Abkommens vom 
22. Juli 1954 und bezieht es in dessen Geltungsdauer 
ein. Zur Erleichterung der Handhabung des durdi 
das Revisionsprotokoll geänderten und erweiterten 
Abkommens werden die zuständigen Behörden der 
Vertragstaaten ermächtigt, das Abkommen in der 
neuen Fassung zu veröffentlichen. 
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